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Wiederaufbau der Provinz Oſtpreußen 
Ergänzungsheft zu Heft 5 


Beſtimmungen 


über 


Kriegsſchadenermittlung 
und Vorentſchädigungen 


Zuſammengeſtellt 
im Oberpräſidium 
zu Königsberg Pr. 
am 1. März 1916 


Vi. 


Weitere Anweiſungen. 


A. Überficht. 


Dieſe Aberſicht tritt an Stelle der in Heft 5 

unter VI auf den Seiten 31 ff. abgedruckten 

Aberſicht. Sie läßt ſich austrennen und in 
Heft 5 einfügen. 


Zur Miniſterial⸗Auweiſung I, 1. 


1. Körperliche Schäden können aus Staatsmitteln nicht ent⸗ 
ſchädigt werden. Unter Umſtänden ſind Zahlungen aus den Liebes⸗ 
gabenmitteln zuläſſig. (Erlaß vom 23. Dezember 1914. K. 2204.) 
Anlage 1. 

2. Von Flüchtlingen angerichteter Schaden iſt ebenſo wie 
Kriegsſchaden zu behandeln. (Erlaß vom 27. November 1914. 
K. 1555.) Anlage 2. 

3. Schäden, die deutſchen Zivilperſonen in Feindesland an 
Leib, Leben oder Eigentum zugefügt ſind, ſind anzumelden bei 
dem Reichskommiſſar zur Erörterung von Gewalttätigkeiten 
(Berlin W 35, Potsdamer Straße 38). 

4. Schäden, die ſich auf Wegnahme oder Zurückhaltung 
deutſcher Schiffe und Ladungen im Auslande beziehen, ſind inner⸗ 
halb der Binnenſchiffahrt bei dem zu 3 Genannten, innerhalb der 
Seeſchiffahrt bei dem Reichsamt des Innern (Abteilung III), Berlin, 
anzumelden. Vorentſchädigungen können in den Fällen 3 und 4 
nicht gewährt werden. 

5. Vorentſchädigungen an Ausländer dürfen nur mit Geneh⸗ 
migung des Oberpräſidenten gezahlt werden. (Zuſatzbeſtimmungen 
vom 6. Februar 1913. Nr. 2.) 

5a. Vorentſchädigungen an Ausländer dürfen nur mit Geneh⸗ 
migung der Miniſter des Innern und der Finanzen gewährt werden. 
(Erlaß vom 4. Dezember 1915. O. P. 12158 K. Anlage 2 a. 

6. Vermögensloſigkeit der Geſchädigten iſt nicht Vorbedingung 
zur Erlangung einer Vorentſchädigung. (Zuſatzbeſtimmung vom 
6. Februar 1915. Nr. 3.) 

7. Auf der Flucht entſtandene Koſten für Unterhaltung von 
Menſchen und Vieh können als Kriegsſchaden angemeldet werden. 
Vorentſchädigungen dürfen darauf nicht gegeben werden. (Erlaß vom 
12. Februar 1915. K. 1438.) Anlage 3. 


8. Die Vorentſchädigung wird auch dem gezahlt, der nicht 
imſtande iſt, ſich ohne verluſtreiche Maßregeln flüſſige Mittel zu 
verſchaffen. (Erlaß vom 9. Januar 1915. O. P. 280 K.) An⸗ 
lage 3a. 

9. Keine Vorentſchädigung für Weideſchäden, die bei Weg 
ſchaffung des Viehes durch das Militär entſtanden ſind (ſogen. 
Bergungsvieh). (Erlaß des Landwirtſchaftsminiſteriums vom 
19. Februar 1915. I A Tile 2212.) Anlage 4. 

10. Entſchädigung für die an Maul- und Klauenſeuche ge- 
fallenen Rinder durch den Landeshauptmann aus Billigkeitsgründen, 
wenn wegen der Kriegswirren die erforderlichen Feſtſtellungen nicht 
haben getroffen werden können. (Erlaß vom 9. September 1915. 
O. P. 2557 J.) Anlage 4a. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung I, 2. 

1. Sofern der Geſchädigte mit der Empfangsbeſtätigung die 
Verſicherung abgibt, daß er keinerlei ſonſtige Kriegsentſchädigungs⸗ 
anſprüche anzumelden habe und ſich für abgefunden erklärt, ſind keine 
Bedenken dagegen zu erheben, daß bei Schäden bis zu 500 M. die 
Regelung ſchon bei der Vorentſchädigung abſchließend getroffen wird. 
(Erlaß vom 9. September 1915. O. P. 9122.) Anlage 4b. 

2. Bei Kriegsſchäden bis zur Geſamthöhe von 500 % kann 
allgemein — nicht nur bei Kriegsſchäden an beweglichen Sachen — 
eine abſchließende Regelung nach Maßgabe des Min.⸗Erlaſſes vom 
30. Auguſt 1915 (Anlage 4a) getroffen werden. (Erlaß des 
Miniſters des Innern vom 22. November 1915.) Anlage dc. 

3. Unter „Heimat“ im Sinne von I, 2 letzter Abſatz der Ans 
weiſung vom 18. Januar iſt im allgemeinen die Provinz Oſtpreußen 
zu verſtehen. Die Verlegung des Wohnſitzes nach einem 
anderen als dem bisherigen Wohnort innerhalb der Provinz Ojt- 
preußen bietet daher an ſich keine Veranlaſſung zur Einziehung der 
Vorentſchädigung. Die Aufgabe des Betriebes, fei er Handels-, 
Gewerbe- oder landwirtſchaftlicher Betrieb, an dem bisherigen Be- 
triebsort iſt dagegen in der Regel geeignet, das Wirtſchaftsleben 
dieſes Ortes und des Kreiſes zu beeinträchtigen. Das gleiche kann 
von der Verlegung des Wohnſitzes nach entfernt von der Heimat ge- 
legenen Orten der Provinz auch bei Arbeitern und anderen volf8- 
wirtſchaftlich wichtigen Perſonen gelten. (Erlaß vom 18. Juli 1915. 
O. P. 7370 K.) Anlage 4d. 


Zur Miniſterial-Auweiſung II. 


1. Lediglich aus dem Grunde, daß der Geſchädigte wegen 
Plünderns beſtraft iſt, darf die Vorentſchädigung nicht verſagt 
werden. (Erlaß vom 9. Februar 1915. K. 1349.) Anlage 5. 

2. Über Vorentſchädigungen an Beamte, ſtändige Lohnange⸗ 
ſtellte und Arbeiter des Staates entſcheidet die vorgeſetzte Behörde 
nach Anhörung des Kriegshilfsausſchuſſes. (Erlaß vom 19. Mai 
1915, K. 5371, Anlage 6, und vom 27. Februar 1915, K. 2157.) 
Anlage Ga. 

3. Die Vorentſchädigung der Domänenpächter, abgeſehen von 
den Baukoſten für fiskaliſche Gebäude, deren Bereitſtellung im 
Miniſterium erfolgt, wird von den ordentlichen Verwaltungsbehörden 
nach Anhörung der Kriegshilfsausſchüſſe bearbeitet. (Erlaß vom 
3. November 1914. K. 762.) Anlage 7. 

4. Die Vorentſchädigung für aktive Militärperſonen (Offiziere, 
Unteroffiziere und Beamte) erfolgt durch die vorgeſetzte militäriſche 
Dienſtſtelle. (Erlaß vom 28. November 1914. K. 1644. Anlage 8. 

5. Geiſtliche und Kirchenbeamte, deren kirchliches Amt mit 
einem Schulamt organiſch nicht verbunden iſt, ſind wie Privatperſonen 
zu behandeln. (Erlaß vom 13. Februar 1915. K. 1414.) Anlage 9. 

6. Beſondere Mittel ſind bewilligt für die Vorentſchädigung 
für Kirchen und ſonſtiges kirchliches Eigentum. (Miniſterialerlaß 
vom 31. Dezember 1914 ee) Das Verfahren regelt der 
Miniſterialerlaß vom 25. Januar 1915 (G. I 7448), mitgeteilt durch 
Erlaß vom 18. März 1915. K. 2839.) Anlage 10. 

6a. Vorentſchädigung an Synagogengemeinden werden aus den 
allgemeinen Vorentſchädigungsmitteln gewährt. Feſtſtellung des 
Schadens durch die Aufſichtsbehörde. (Erlaß vom 28. Oktober 1915. 
O. P. 10 572 K.) Anlage 10a. 

6b. Das Verfahren bei Gewährung von Vorentſchädigungen an 
Kirchengemeinden ift fortan dasſelbe wie bei Privatperſonen. Peri- 
odiſche Anzeige der Summen durch die Landräte und Oberbürger- 
meiſter an die Regierungspräſidenten. (Erlaß vom 22. Februar 
1916. O. P. 2101 K.) Anlage 10b. 

7. Grundſätze über die Vorentſchädigung von Schulgebäuden, 
mitgeteilt durch Miniſterialerlaß vom 7. Juni 1915. (U. III. E. 371. 
1 G. 1 pp.) Anlage 11. Vorentſchädigung der Lehrer durch die vor- 
geſetzte Behörde nach Anhörung der Kriegshilfsausſchüſſe, geregelt 


durch Miniſterialerlaß vom 26. Januar 1915. (U. III. E. 29 I. 
Erlaß vom 3. Februar 1915, K. 941.) Anlage 12. 

7a. Bauzuſchläge für Schulverbände. Dieſe erhalten keine 
Staatsdarlehen. (Erlaß des Miniſters der geiſtl. und Unterrichts- 
Angelegenh. vom 4. Januar 1916. (U. III. E. Nr. 787. G. I. pp. 1. 
Anlage 12a.) 

7b. Regulierung der Kriegsſchäden bis zu 500 M der Volks⸗ 
ſchullehrer und Volksſchullehrerinnen ſowie der Schulverbände. (Er⸗ 
laß des Miniſters der geiſtlichen und Unterrichts⸗Angelegenheiten vom 
4. Januar 1916. U. III. E. Nr. 876. Anlage 12b.) 

Te. Baukoſtenzuſchläge an Kirchengemeinden. (Erlaß des Mini- 
ſters der geiſtlichen und Unterrichts⸗Angelegenheiten vom 5. Februar 
1916. G. I. C. Nr. 10 045 1. G. I. pp. Anlage 12c.) 

8. Sachſchaden der Kommunalverbände kann aus allgemeinen 
Vorentſchädigungsmitteln erſtattet werden. (Erlaß vom 28. Mai 
es 

Sa. Vorentſchädigung für Brücken⸗ und Straßenbauten, ſoweit 
nicht die Militärverwaltung zahlungspflichtig iſt. (Erlaß vom 
22. Mai 1915. K. 5379.) Anlage 13a. 

8b. Sachſchaden bei Gemeinden und Gemeindeverbänden ijt 
durch die Kommunalaufſichtsbehörde feſtzuſtellen. (Erlaß vom 27. Ok⸗ 
tober 1915. O. P. 4141 II. 2. Ang.) Anlage 13b. 

9. Wirtſchaftliche Maßnahmen zum Ermöglichen des Aus⸗ 
dreſchens von Getreide, der Beſtellung, gleichviel ob aus eigenen oder 
Vorentſchädigungsmitteln bezahlt, ſind als gerechtfertigt auch in den 
Grenzkreiſen anzuerkennen. Erneuter Schaden durch einen etwaigen 
neuen feindlichen Einfall wird als Kriegsſchaden zu behandeln ſein. 
(Erlaß vom 10. März 1915. K. 2660.) Anlage 14. (Erlaß vom 
19. April 1915. K. 4195.) Anlage 15. 

10. An Arbeiter und Kleinbauer familien können Vorentſchädi⸗ 
gungen ohne förmliche Schätzung und Anhörung des Kriegshilfs⸗ 
ausſchuſſes in Beträgen von 2—400 M durch die Ortsvorſteher ge- 
zahlt werden. (Erlaß vom 6. April 1915. K. 3168.) Anlage 16. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung IL 4. 
1. Die Zuſtändigkeit des Königsberger ſtädtiſchen Kriegshilfs⸗ 
ausſchuſſes regelt der Erlaß vom 14. Dezember 1914. (K. 2111.) 
Anlage 16a. 


2. Der veräußernde Geſchädigte bleibt zur Anmeldung des 
Kriegsſchadens weiter berechtigt. 

Vorausſetzungen, unter denen der Erwerber Vorentſchädigung 
erhalten kann. 

Einheitliche und getrennte Betriebe. (Erlaß vom 16. September 
1915. O. P. 8910 K.) Anlage 16a J. 

3. Wer vor dem Kriege ein Grundſtück gekauft hat, das ihm 
übergeben, aber noch nicht aufgelaſſen iſt, iſt zur Anmeldung des 
Kriegsſchadens und zum Empfang der Vorentſchädigung berechtigt. 
(Erlaß vom 3. November 1915. O. P. 11000 K.) Anlage 16a II. 


Zur Miniſterial⸗Auweiſung II, 6. 

1. Die Koſten der Kriegshilfsausſchüſſe (landrätliche Hilfs⸗ 
kräfte) werden aus den allgemeinen Vorentſchädigungsmitteln be⸗ 
zahlt. (Erlaß vom 8. April 1915. K. 3206.) Die bei den Regie⸗ 
rungen und dem Oberpräſidium aus Anlaß des Wiederaufbaus ent⸗ 
ſtehenden Ausgaben (Reiſekoſten, Bureaubedürfniſſe, Hilfskräfte uſw.) 
müſſen den Haushaltsplanmitteln zur Laſt gelegt werden, die zur 
Beſtreitung derartiger Ausgaben ſonſt zur Verfügung ſtehen. Die 
Ausgaben ſind unter einem beſonderen Abſchnitt zu buchen. (Erlaß 
dom 12. November 1914. K. 1247.) Anlage 16b. 

2. Dieſelben Reiſekoſten und Tagegelder erhalten die Mit⸗ 
glieder der Kreisbeſtellungskommiſſion. Die Mitglieder der Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe, die nicht Staatsbeamte ſind, erhalten ermäßigte 
Tagegelder auch bei Geſchäften am Wohnort. (Erlaſſe vom 26. Mai 
und 28. Mai 1915. K. 5443, 5698.) Anlage 17 und 18. 

2a. Zur Abſchätzung größerer Kriegsſchäden hinzugezogene er⸗ 
fahrene gewerbsmäßige Sachverſtändige können neben der ihnen durch 
Ziffer 5 der Zuſatzbeſtimmungen vom 6. Februar 1915 zur Staats⸗ 
miniſterialanweiſung zugebilligten Reiſekoſtenvergütung als Entgelt 
für ihre Tätigkeit erforderlichenfalls Gebühren bis zur Höhe der in 
der Gebührenordnung des Verbandes der Deutſchen Architekten⸗ und 
Ingenieurvereine vorgeſehenen Sätze erhalten. (Miniſterialerlaß vom 
14. September 1915.) Anlage 18a. 

3. Zur Sicherung des Beweiſes haben die Kriegshilfsausſchüſſe 
alle Unterlagen zu prüfen, die für die endgültige Wiederherſtllung 
in Frage kommen. (Erlaß vom 2. Juni 1915. K. 5712.) Anlage 19. 

4. Durchſchnittserträge für die Schätzung von Obſtſchäden ent⸗ 
hält der Erlaß vom 29. März 1915. (K. 3275.) Anlage 20. 


5. Die Sozietät ſchätzt ſämtliche Gebäude-, Brand: und Trüm⸗ 
merſchäden ab, gleichgültig, ob das Gebäude bei ihr, anderweit oder 
nicht verſichert iſt, bei beweglichen Sachen nur, ſoweit bei ihren Ver⸗ 
ſicherungsnehmern ein Brandſchaden vorliegt. 

Die Sozietät überwacht, ſoweit die Gebäude bei ihr verſichert 
waren, den Wiederaufbau und beſcheinigt zum Zweck der Auszahlung 
der Entſchädigung die Höhe der zum Wiederaufbau verwendeten Be⸗ 
träge. (Erlaß vom 8. März 1915. K. 2290.) Anlage 21. 

da. Die Abſchätzung von Kriegsbrandſchäden an ſämtlichen 
beweglichen Sachen wird gemäß Ziffer 6 und 21 Abſ. 1 der Staats⸗ 
miniſterialanweiſung durch die Kriegshilfsausſchüſſe bewirkt. (Er⸗ 
laß vom 21. Oktober 1915. O. P. 10 609 K.) Anlage 21a. 

6. Zwecks Entlaſtung der Sozietät iſt die Feſtſtellung kleinerer 
Schäden an Gebäuden, deren vorausſichtlicher Schadensbetrag 300 M 
nicht überſteigt, den Kriegshilfsausſchüſſen übertragen. (Erlaß vom 
13. April 1915. K. 2905.) Anlage 22. 

7. Die Vorſitzenden der Kriegshilfsausſchüſſe werden ermächtigt, 
in den Fällen, in welchen wegen Inangriffnahme der erforderlichen 
Aufräumungsarbeiten und der baldigen Herſtellung des Erſatzes des 
Zerſtörten auf das Eintreffen der Schätzungskommiſſion der Feuer⸗ 
ſozietät nicht länger gewartet werden kann, ſelbſtändig eine vorläufige 
Schätzung vorzunehmen. (Erlaß vom 14. Juni. O. P. 6245 K.) 
Anlage 22a. 

8. Zwecks Beſchleunigung der Kriegsſchadenabſchätzungen iſt den 
Kriegshilfsausſchüſſen die Feſtſtellung von Trümmer⸗Teilſchäden bis 
zu einem vorausſichtlichen Betrage von 1000 M an dem einzelnen 
Gebäude übertragen. (Erlaß vom 4. Oktober 1915. O. P. 9764 K.) 
Anlage 22b. 

9. Größere Forſtſchäden werden von dem Forſtamte der Land- 
wirtſchaftskammer feſtgeſetzt. (Erlaß vom 9. Dezember 1915. O. P. 
12166 K.) Anlage 22. 

10. Die Bezirksarchitekten dürfen in beſonders dringlichen 
Fällen die Abſchätzung der zum Wiederaufbau wieder verwendbaren 
Gebäudeteile und Bauſtoffe vornehmen. (Erlaß vom 25. Juni 1915. 
T.⸗Nr. 1923.) Anlage 22d. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 7. 
1. Da ein Anſpruch auf Vorentſchädigung nicht gegeben iſt, 
kann ein derartiger angeblicher Anſpruch weder abgetreten noch qe- 


pfändet werden. (Erlaß vom 13. Januar 1915. K. 408.) Yn- 
lage 23. 

Auf die nach Nr. 7 der Zuſatzbeſtimmungen vom 6. Februay 
1915 zugelaſſenen Nutzungsenſchädigungen können auch ohne Sad- 
ſchaden Vorentſchädigungen gewährt werden. (Erlaß vom 19. April 
1915. K. 4071.) Anlage 24. 

2. Die Anmeldung aller Brand-, Plünder⸗ und Trümmer- 
ſchäden, welche in einem, wenn auch nur mittelbaren urſächlichen Bu- 
ſammenhange mit dem Kriege ſtehen, als Kriegsſchäden iſt nicht gu- 
rückzuweiſen, ſondern zwecks vorläufiger Schadensermittelung ent- 
gegenzunehmen. (Erlaß vom 6. Mai 1915. O. P. 4885 K.) 
Anlage 25. 

Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 8. 

Wenn durch mehrere zu verſchiedenen Zeiten bewilligte Vor⸗ 
entſchädigungsanträge derſelben Geſchädigten der Geſamtbetrag der 
Vorentſchädigung über 5000 M anwächſt, jo erfolgt die Feſtſetzung 
durch den Landrat, ſofern auf die vorliegenden Anträge nicht mehr 
als 5000 M feſtzuſetzen find. (Erlaß vom 12. Februar 1915. 
K. 1493.) Anlage 26. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 9. 

Bei Bezahlung von Rechnungen auf Vorentſchädigung zur Be⸗ 
ſchaffung von Hausrat und Erteilung darauf bezüglicher Beſcheini⸗ 
gung iſt nach Möglichkeit dahin zu wirken, daß nur ſolche Bezugs⸗ 
quellen gewählt werden, von denen Lieferung einwandfreier 
Waren zu angemeſſenen Preiſen zu erwarten ijt. (Erlaß vom 
20. Juni 1915. O. P. 6463 K.) Anlage 26a. 


Zur Miniſterial⸗Auweiſung II, 15. 

1. Zuläſſigkeit der Abſchätzung von Gebäudeſchaden ohne Her- 
anziehung der Feuerſozietät in eiligen Fällen durch die Kriegshilfs⸗ 
ausſchüſſe. (Erlaß vom 14. Juni 1918. K. 6245.) Anlage 27. 

2. Weiſungen zur Abſchätzung von Brand-, Trümmer: und 
Plünderſchäden an beweglichen Sachen. (Erlaß vom 6. Mai 1915. 
K. 4954.) Anlage 28. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 17. 
1. Die Frage der Bezahlung von Schuldverbindlichkeiten, die 
ſchon vor dem Einbruch des Feindes entſtanden, iſt behandelt in den 


Erlaſſen vom 2. Februar 1915, K. 1123 und vom 31. Mai 1915, 
K. 5937. Anlagen 29 und 30, 

2. Die Genehmigung zu den in Nr. 17 A und B erwähnten 
Zahlungen iſt den Regierungspräſidenten übertragen mit der Er⸗ 
mächtigung, bis zu einer beſtimmten Höchſtgrenze die Landräte mit 
der ſelbſtändigen Zahlung zu betrauen. (Erlaß vom 25. Februar 
1915. O. P. 1842 K.) Anlage 31. 

2a. I. Inhalt des Begriffs „Anſchaffungen von Vieh uſw.“ 
kann erweitert ausgelegt werden. 


II. Schulden nach 17a können bis zum Werte der vernichteten 
Ernte aus der Vorentſchädigung gezahlt werden. (Erlaß von 
31. Oktober 1915. O. P. 11006 K., Anlage 31a und vom 31. De 
zember 1915. O. P. 13089 K.) Anlage 31b. 


3. Soweit üblicherweiſe Abrechnung gegen Zinſen aus beſtehen⸗ 
dem Perſonalkredit in laufender Rechnung nur einmal jährlich er- 
folgt oder ſonſt zu entnehmen iſt, daß das Rückſtändigwerden von 
Perſonalkreditzinſen vor Kriegsausbruch nicht auf damals ſchon be- 
ſtehenden Vermögensverfall des Schuldners zurückzuführen iſt, iſt, 
nach Nr. 17 Abſ. 5/6 der Anweiſung vom 18. Januar 1915 alí: 
gemein Genehmigung zur Zahlung der Zinſen auf Vorentſchädiung 
erteilt, ſoweit ſie unabhängig vom Zeitpunkt der Fälligkeit vom 
1. Januar 1914 ablaufen. (Erlaß vom 13. April 1914. K. 3384.) 
Anlage 32. 

3a. Vorentſchädigungen für Zahlung der Warenſchulden ſind 
zu fördern. (Erlaß vom 20. Juli 1915. O. P. 7505 K.) An⸗ 
lage 32a. 

4. Kapitalrückzahlungen aus den Vorentſchädigungsmitteln 
finden nicht ſtatt. (Erlaß vom 24. Februar 1915. K. 1972.) 
Anlage 33. 

5. Auch die nach dem 31. März 1915 fälligen Zinſen uſw. 
können bis auf weiteres gezahlt werden. (Erlaß vom 12. März 
1915. K. 2628.) Anlage 34. 


6. In Zukunft ſind Zinſen aus der Vorentſchädigung nur dann 
zu zahlen, wenn im einzelnen Falle die durch die Kriegsereigniſſe ent⸗ 
ſtandene wirtſchaftliche Schwächung neben der Mißernte die Zahlung 
aus eigenen Mitteln unmöglich macht. (Erlaß vom 26. Oktober 
1915. O. P. 10 597 K.) Anlage 34a. 


Zur Miniſterial⸗Auweiſung II, 18. 

1. Feuerſozietätsbeiträge, Landſchaftszinſen und Zinſen öffent⸗ 
licher Sparkaſſen können einſchließlich Verzugszinſen auch ohne An⸗ 
trag der Geſchädigten auf Vorentſchädigung gezahlt werden. (Erlaß 
vom 27. Januar 1915. K. 744.) Anlage 35. 

Pachtzahlungen dürfen auf Vorentſchädigung nur gezahlt 
werden, wenn dem Pächter aus der Nichtzahlung weſentliche wirt- 
ſchaftliche Schwierigkeiten erwachſen. Die in Nr. 9 der Zuſatzbeſtim⸗ 
mungen vom 6. Februar 1915 dem Oberpräſidenten vorbehaltene Ge⸗ 
nehmigung wird nach dem Erlaß vom 27. März 1915, K. 2922, An⸗ 
lage 36, erteilt durch: 

a) den Oberpräſidenten bei Privatpachtungen über 3000 M, 
b) den Regierungspräſidenten bei allen fiskaliſchen Pachtungen, 
c) die Landräte bei Privatpachtungen unter 3000 M. 

2. Pachtzahlung aus Vorentſchädigung für Domänenpachten. 

(Erlaß vom 20. November 1915. O. P. 3659 J.) Anlage 36a. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 19. 

1. Wertſummen für das Hausgerät von Inſtleuten und kleinen 
Beſitzern ſind feſtgelegt durch Erlaß vom 5. November 1914. (K. 884.) 
Anlage 37. 

2. Bei Bauten in eigener Regie dürfen Zahlungen für Mate- 
rialien und Löhne auf Vorentſchädigung nur nach Nr. 10/11 der 
Miniſterial⸗Anweiſung vom 18. Januar 1915 erfolgen. (Erlaß vom 
5. März 1915. K. 2388.) Anlage 38. 

3. Reicht die auf Grund der Schadensabſchätzung zuläſſige Vor⸗ 
entſchädigung nicht aus zum Wiederaufbau aller zerſtörten Gebäude, 
ſo iſt ein teilweiſer Aufbau der am dringendſten notwendigen Ge⸗ 
bäude vorzunehmen. (Erlaß vom 29. März 1915. K. 3235.) 
Anlage 39. 

4. Miniſterialausführungsanweiſung vom 20. Auguſt 1915 zu 
Ziffer 19 der Anweiſung, betreffend Vorentſchädigung für Brand- 
und Trümmerſchäden (Bauzuſchläge und Staatsdarlehen) nebſt Über- 
ſendungserlaß an die Regierungspräſidenten uſw. vom 3. September 
1915. O. P. 8789 K. Anlage 39 J. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 20. 
1. Vorentſchädigungen zur Errichtung von Wohnhäuſern mit 
kleinem Stall für Beſitzer und von Arbeiterhäuſern für Güter können 


nur in dringenden Fällen bewilligt werden. (Erlaß vom 12. April 
1915. O. P. 4020 K.) Anlage 39a. 

2. Den Regierungspräſidenten in Gumbinnen und Allenſtein 
ſind Mittel zu Barackenbauten überwieſen worden. Bei den aus 
dieſen Mitteln gebauten Baracken ſind den Benutzern ein Fünftel 
bis ein Zwanzigſtel der Koſten als Miete auf die Vorentſchädigung 
anzurechnen. (Erlaß vom 22. April 1915. O. P. 4275 K.) An⸗ 
lage 39b.) 

2a. Aus den zu Barackenbauten den Regierungspräſidenten in 
Gumbinnen und Allenſtein überwieſenen Mitteln können im Einzel⸗ 
fall Beträge bis zu 500 M ohne Anrechnung auf die Vorentſchädigung 
für die Herſtellung ſolcher Unterkunftsräume bewilligt werden, die ſich 
unter Benutzung der Reſte zerſtörter Gebäude oder von Teilen der 
neuen endgültigen Bauten zweckentſprechend herſtellen laſſen. (Erlaß 
vom 5. Juli 1915 T. Nr. 2095.) Anlage 39d. 

2b. Die den Regierungspräſidenten in Gumbinnen und Allen⸗ 
ſtein zu Barackenbauten überwieſenen Mittel dürfen auch zur Errich⸗ 
tung von Ladenbaracken für Gewerbetreibende in den Grenzſtädten 
verwendet werden. Die Hälfte der Baukoſten dieſer Baracken darf im 
Einzelfalle bis zur Höhe von 1300 M auf die Staatskaſſe über⸗ 
nommen werden. (Erlaß vom 21. Juli 1915 O. P. 7330 K.) An⸗ 
lage 39e. 

Qe. Dem Regierungspräſidenten in Königsberg ſind gleichfalls 
Mittel zu Barackenbauten überwieſen. (Erlaß vom 19. Oktober 1915 
O. P 10332 K.) Anlage 39£. 

2d. Scheunenbauten ſind aus Vorentſchädigungsmitteln nur 
mit geringerem Faſſungsvermögen herzuſtellen, als die zerſtörte 
Scheune beſeſſen hatte. Ausnahmen bei kleinen Betrieben. Geneh⸗ 
migungsverfahren. (Erlaß vom 14. Juli 1915 O. P. 7249 K.) An⸗ 
lage 39g. 

Qe. Einſchränkung der Bautätigkeit auf die unbedingt notwen⸗ 
digen Bauten. (Erlaß vom 20. Juli 1915 O, P. 7505 K.) Anlage 32a. 

3. Die Landräte können Vorentſchädigungen für alle fand- 
wirtſchaftlichen Bauten, ſowie für Baracken und Notbauten bis zu 
3000 M Baukoſten des einzelnen Gebäudes ſelbſtändig gewähren. 
(Erlaß vom 9. Juni 1915. O. P. 6098 K.) Anlage 39c. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 23. 
1. Vorentſchädigung zum Kaufe aus Rußland eingeführter 
Pferde, Vieh, Wagen, Geſchirre, Geräte, Futter an die Einwohner 


der vom Feinde beſetzt geweſenen Teile der Provinz. (Erlaß vom 
19. Februar 1915. K. 1801.) Anlage 40. 

2. Soweit Bergung von Vieh durch die Landwirtſchaftskammer 
gegen Anerkenntnis auf Grund der Kriegslage erfolgte, ſind die durch 
die Bergung entſtandenen Nachteile als Kriegsſchaden zu behandeln. 
(Die Hälfte des Schadens.) (Erlaſſe vom 21./28. April 1915. 
K. 4303/4706.) Anlage 41 und 42. 

3. Die Genehmigung nach Nr. 23 iſt allgemein erteilt, ſoweit 
es fic) um eine mäßige Zahl von Milchkühen für den eigenen Mild- 
bedarf oder um einige jüngere Kälber zur Aufzucht handelt. Zahlung 
an den Verkäufer unmittelbar. (Erlaß vom 25. April 1915. K. 4207.) 
Anlage 43. 

4. Vorentſchädigung für aus Rußland eingeführte Pferde, 
Rinder und Schafe (auch zur Ausnutzung der Weiden) bis zum frü⸗ 
heren Beſatze in den Grenzkreiſen ohne beſondere Genehmigung zu- 
gelaſſen. (Erlaß vom 3. Mai 1915. K. 4804.) Anlage 44. 

4a. Beſchaffung von Schafen aus der Vorentſchädigung. (Er⸗ 
laß vom 10. Juli 1915, O. P. 6568 K.) Anlage 44a. 

5. Weidevieh aus dem Weſten darf in größeren Mengen nicht 
aus Vorentſchädigungsmitteln zur Beſetzung in die Gebiete nördlich 
von der Memel geſchafft werden, auch nicht, wenn die Beſchaffung 
durch Vermittlung der Landwirtſchaftskammer geſchieht. Ausge⸗ 
nommen ſind geringere Mengen Zugvieh, kleinerer Kälber und zur 
Verſorgung der Bevölkerung mit Milch beſchafften Viehes. (Erlaß 
vom 14. Mai 1915. K. 5261.) Anlage 45. 

6. Beſetzung der Weiden mit Weidevieh aus dem Inlande, 
Übertragung der Genehmigung zur Anſchaffung von Vieh, ſoweit es 
nicht durch Vermittlung der Landwirtſchaftskammer beſchafft wird, 
an die Regierungspräſidenten. (Erlaß vom 22. Mai 1915. K. 5533.) 
Anlage 46. 

6a. Gleichſtellung der Grenzkreiſe mit den übrigen Teilen der 
Provinz in bezug auf Vorentſchädigung. (Erlaß vom 20. Juli 1915. 
O. P. 7505 K.) Anlage 32a. 

7. Verfahren bei Verrechnung der der Landwirtſchaftskammer 
gewährten Vorſchüſſe. (Erlaß vom 14. Juni 1915. K. 5933.) 
Anlage 47. 

8. Ermittelungen zur BerückſichtigQung von Mindererträgen 
an der Ernte 1915 bei Vorentſchädigungen. (Erlaß vom 27. Juli 


d “bom 255 September 1919: » O. P. 
9750 K.) Anlagen 47a, 47b. 


Zur Miniſterial⸗Auweiſung IL, 26. 
Kraftpflüge können auch dann auf Vorentſchädigung angeſchafft 
werden, wenn privatwirtſchaftlich die Ertragsfähigkeit ſich nicht er⸗ 
gibt. (Erlaß vom 6. April 1915. K. 3303.) Anlage 48. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 28. 

Die Gewährung von Vorentſchädigungen zum Wiederaufbau 
von Zigeleien, Schneide- und Mahlmühlen in den Grenzbezirken 
iſt von Fall zu Fall zu entſcheiden. (Erlaß vom 8. Juni 1915. 
O. P. 5991 K.) Anlage 49. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 33. 

1. Schiffseigner ſollen für den ihnen durch die militäriſcher⸗ 
ſeits angeordnete Ausweiſung ihrer Schiffe aus den Waſſerſtraßen 
zwiſchen der Weichſel und Oder entgangenen Arbeitsgewinn ent⸗ 
ſchädigt werden. Die Entſchädigung ſoll bei dem Erlaß des in § 35 
des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juni 1873 vorgeſehenen 
Spezialgeſetzes berückſichtigt werden. (Erlaß vom 11. Januar 1915. 
O. P. 283 K.) Anlage 50. 

Der Antrag, vorſtehenden Erlaß des Miniſters auf die in⸗ 
ländiſchen Schiffer und Schifferfamilien auszudehnen, die in Ruß⸗ 
land ihres Eigentums beraubt und infolgedeſſen vorübergehend er⸗ 
werbslos geworden ſind, iſt nicht entſprochen. (Erlaß vom 21. Fe⸗ 
bruar 1915. O. P. 1812 K.) Anlage 51. 

la. Entſchädigungen für entgangenen Arbeitsverdienſt auf 
Grund des Erlaſſes vom 7. Januar werden den aus den Waſſer⸗ 
ſtraßen zwiſchen der Weichſel und der Oder ausgewieſenen Schiffern 
nicht mehr bewilligt. (Miniſterialerlaß vom 30. September 1915.) 
Anlage 51a. 

2. Hauseigentümer, deren Grundſtück nachweislich gelegentlich 
des Ruſſeneinfalls von einem Brand- oder Trümmerſchaden betroffen 
und dadurch unbrauchbar geworden ift, können neben dem Sad): 
ſchaden bei der vorläufigen Schadensermittelung Nutzungen, die in⸗ 
folge des Krieges beſchränkt oder aufgehoben ſind, in Anſatz bringen, 
jedoch nicht höher als in der landesüblichen Verzinſung von 4 Prozent. 


Pächter oder Mieter find bei Kriegsſchäden, die den vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch der überlaſſenen Sache ganz oder teilweiſe be- 
hindern, von der Verpflichtung zur Zahlung des Pacht⸗ oder Miet⸗ 
zinſes für die Dauer der Behinderung ganz oder teilweiſe befreit. 
(Erlaß vom 18. Februar 1915, 1281 K., Anlage 52, und Erlaß 
vom 20. März 1915, K. 3014, Anlage 53, bezieht ſich auf ſtaatlich 
angemietete Wohnungen.) 


B. Einzelne Erlaſſe 


(ſeit dem 1. Juli 1915). 


Die einzelnen Erlaſſe laſſen ſich austrennen und 

in Heft 5 einkleben. Die Stelle, wo ſie dort hin⸗ 

gehören, ergibt ſich aus dem Anlagevermerk, mit 
dem jeder Erlaß oben rechts verſehen iſt. 


Anlage 2a. 
Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 4. Dezember 1915. 
O. P. 12 158 K. 
Der Miniſter des Innern. Berlin, den 28. November 1915. 


J. e. 3439 2. Ang. 
Fin.⸗Min. 8. J.⸗Nr. 2761. 
Auf den Bericht vom 9. September d. J. 
— O. P. 9188 K. — 

Die Verhandlungen über die Frage, ob und in welchem 
Umfange an Ausländer Vorentſchädigungen auf Kriegsſchäden 
gewährt werden können, ſind noch nicht abgeſchloſſen. Falls 
derartige Zahlungen in Frage kommen, wollen Euere Exzellenz 
in Zukunft in jedem Falle vorher unſere Genehmigung ein- 
holen. 

Die an Ausländer bereits gezahlten Vorentſchädigungen 
bitten wir in Form einer Nachweiſung, die auch die Staats⸗ 
angehörigkeit der Empfänger erſichtlich macht, gefälligſt hierher 


mitzuteilen. 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
Z. M.: gez, Halle. J. A.: gez. Freund. 


An den Herrn Oberpröfidenten in Königsberg. 


Abſchrift überſende ich zur ſchleunigen weiteren Ber- 
anlaſſung (Nr. 2 meiner Zuſatzbeſtimmungen vom 6. Februar 
zur Staatsminiſterialanweiſung vom 18. J. iſt durch den Erlaß 
geändert). 

Die von dem Herrn Minifter gewünſchte Nachweiſung ifi 
mir binnen 4 Wochen einzureichen. Sollten Vorentſchädi⸗ 
gungen in Unkenntnis der Staatszugehörigkeit gezahlt ſein, 
ſo iſt dies zu vermerken. Bei den Vorentſchädigungen, die an 
ruſſiſche Staatsangehörige in einigen Fällen gezahlt ſind, iſt 
die Nationalität anzugeben (Pole, Jude oder Deutſcher), auch 
zu vermerken, ob ein Einbürgerungsantrag geſtellt iſt und wie 
lange der Geſchädigte in Deutſchland ſich aufgehalten hat. 

gez. von Batocki. 
An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 


Anlage 4a. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 9. September 1915. 


O. P. 2557 J. 


Der Provinzialausſchuß hat durch Beſchluß vom 18. Auguſt 
1915 den Landeshauptmann ermächtigt, für die an Maul- und 
Klauenſeuche gefallenen Rinder auch dann Entſchädigung zu 
gewähren, wenn infolge der Kriegswirren, inſonderheit in⸗ 
folge der Unmöglichkeit der Hinzuziehung des beamteten Tier⸗ 
arztes, die durch die 88 Off. der Satzung vom 6. Mai 1912 
vorgeſchriebenen Feſtſtellungen nicht haben erfolgen können. 
Die Zahlung kann auch nachträglich für Tiere, die nach dem 
1. Auguſt 1914 gefallen ſind, erfolgen. Einen Anſpruch auf 
Entſchädigung hat der Tierbeſitzer nach dieſem Beſchluß nicht. 
Der Landeshauptmann hat zu entſcheiden, ob Billigkeits⸗ 
gründe für die Entſchädigung vorliegen, und in welcher Höhe 
eine Entſchädigung zu gewähren iſt. 


gez. von Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 


Anlage 4b. 
Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 9. September 1915. 
0. P. 9122 K. 
Der Miniſter des Innern. Berlin, den 30. Auguſt 1915. 


M. d. J. I. e. 2676. 
Fin.⸗Min. S. J.⸗Nr. 1983 II. 

M. f. H. u. G. IV. 4999. 

M. f. 2 I. A. La. 9178. 

Auf den Bericht vom 30. Juli d. J. 
— 0, B UDS 1 — 
betreffend die Bemeſſung der Vorentſchädigung bei kleinen 
Kriegsſchäden. 

Sofern der Geſchädigte mit der Empfangsbeſtätigung die 
Verſicherung abgibt, daß er keinerlei ſonſtige Kriegsentſchädi⸗ 
gungsanſprüche anzumelden habe und ſich für abgefunden er⸗ 
klärt, haben wir keine Bedenken dagegen zu erheben, daß bei 
Schäden bis zu 500 — fünfhundert Mark — die Regelung 
ſchon bei der Vorentſchädigung abſchließend getroffen wird. 

Einer formalen Anderung der Staatsminiſterialanweiſung 
pom 18. Januar 1915 bedarf es nicht. Das angegebene Ver⸗ 
fahren iſt mit den Zielen dieſer Anweiſung wohl vereinbar, 
weil in den betreffenden Fällen eine gütliche Einigung 
über die endgültige Abfindung vorliegt. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: gez. Dönhoff. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
J. A.: gez. Graf von Keyſerlingk. 


Der Finauzminiſter. Der Miniſter des Junern. 
J. A.: gez. Halle. J. V.: gez. Schloſſer. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg. 


Abſchrift zur Kenntnis. 
gez. von Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten, Landräte und Oberbürger⸗ 
meiſter der kreisfreien Städte der Provinz. 


Anlage 4e. 


Der Minijter des Innern, Berlin, den 22. November 1915. 


I. e. 3126. 


Auf den Bericht vom 30. September d. J. 
— (0), 12, ee ke, — 


Die Auffaſſung Euerer Exzellenz, daß bei Kriegsſchäden 
bis zur Geſamthöhe von 500 M allgemein — nicht nur bei 
Kriegsſchäden an beweglichen Sachen — eine abſchließende 
Regelung nach Maßgabe des Exlaſſes vom 30. Auguſt 1915 
(M. d. J. Ie 2676; F. M. S. 1983 II; M. f. H. u. G. IV 
4999; M. f. L. I A. Ia 9178) getroffen werden kann, iſt, wie 
ich im Einvernehmen mit den zuſtändigen Herren Miniſtern 
hierdurch beſtätige, zutreffend. 


J. A.: gez. Freund. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg. 


Anlage 4d. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 18. Juli 1915. 


O. P. 7870 K. 


Nach Nr. 1 letzter Abſatz der Anweiſung vom 18. Ja⸗ 
nuar 1915 iſt die Wiedereinziehung von Vorentſchädigungen 
für den Fall vorgeſehen, daß der Empfänger ohne wichtigen 
Grund innerhalb eines Jahres nach Friedensſchluß die Heimat 
verläßt, oder ſeinen Betrieb aufgibt. Über die Auslegung 
dieſer Beſtimmung ſind Zweifel hervorgetreten. Unter 
„Heimat“ iſt im allgemeinen die Provinz Oſtpreußen zu ver⸗ 
ſtehen. Die Verlegung des Wohnſitzes nach einem anderen 
als dem bisherigen Wohnort innerhalb der Provinz bietet 
alſo an ſich keine Veranlaſſung zur Einziehung der Vorent⸗ 
schädigung. Die Aufgabe des Betriebes, fei er Handels-, 
Gewerbe- oder landwirtſchaftlicher Betrieb an dem bisherigen 
Betriebsorte iſt dagegen in der Regel gegeignet, das 
Wirtſchaftsleben dieſes Ortes und des Kreiſes zu beeinträch⸗ 
tigen. Das gleiche kann von der Verlegung des Wohnſitzes 
nach entfernt von der Heimat gelegenen Orten der Provinz 
auch bei Arbeitern und anderen volkswirtſchaftlich wichtigen 
Perſonen gelten, während die Verlegung des Wohnſitzes inner⸗ 
halb des Kreiſes und der unter ähnlichen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen ſtehenden Nachbarkreiſe als eine Verletzung der er⸗ 
wähnten Beſtimmung in der Regel nicht betrachtet werden 
kann. Nach dieſen Geſichtspunkten ift in Zukunft zu ver 
fahren. Bei Perſonen ohne Gewerbe und bei Gewerbe⸗ 
betrieben von verhältnismäßig geringer volkswirtſchaftlicher 
Bedeutung kann, wenn die Verlegung des Wohnſitzes bedenken⸗ 
frei erſcheint, durch die Landräte (Oberbürgermeiſter) bei 
Bewilligung der Vorentſchädigung auf Antrag in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt werden, daß eine Rückforderung nicht erfolgen wird. In 
wichtigeren oder zweifelhaften Fällen iſt meine Entſcheidung 
durch die Hand des Herrn Regierungspräſidenten einzuholen. 


v. Batodi. 


An die Herren Landräte der Provinz. 


Anlage 10a. 
Der Oberprafident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 28. Oktober 1915. 


O. P. 10 752 K. 


Urſchriftlich nebſt 3 Anlagen 


dem Herrn Regierungspräſidenten 
hier 


mit dem Erwidern ergebenſt zurückgeſandt, daß nichts da⸗ 
gegen einzuwenden iſt, wenn der Synagogengemeinde zu 
Tapiau zur Inſtandſetzung des Friedhofs Vorentſchädigung 
gewährt wird, ſoweit ſolche unbedingt notwendig iſt, um den 
Friedhof und die Halle der Benutzung in den hergebrachten 
religiöſen Formen wieder zuzuführen. 

Der Schaden der Synagogengemeinde iſt jedoch zuvor 
durch Euer Hochwohlgeboren als Aufſichtsbehörde der Syna- 
gogengemeinde (§ 49 des Geſetzes über die Verhältniſſe der 
Juden vom 23. Juli 1847), nach Anhörung des Kriegshilfs⸗ 
ausſchuſſes, vorläufig feſtzuſetzen. Ich erſuche, die Kriegs⸗ 
ausſchüſſe entſprechend zu benachrichtigen. 


gez.: von Batocki. 


Anlage 10b. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 22. Februar 1916. 


J. Nr. O. P. 2101 K. 


In Abänderung des Erlaſſes vom 18. März 1915 — 
O. P. 2839 K. — teile ich mit, daß die beteiligten Herren 
Miniſter eine Vereinfachung des Vorentſchädigungsverfahrens 
bei Kirchengemeinden genehmigt haben. 

Die Anträge der Kirchengemeinden ſind fortan von den 
für die Anträge von Privatperſonen zuſtändigen Stellen 
(Landräten, Oberbürgermeiſtern bzw. Regierungspräſidenten) 
zu behandeln und mit den allgemeinen Vorentſchädigungs⸗ 
mitteln zu befriedigen. Eine beſondere Verrechnung iſt nicht 
erforderlich. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter haben je⸗ 
doch pünktlich und unerinnert den vorgeſetzten Herren Regie⸗ 
rungspräſidenten vierteljährlich bis zum 10. des auf den 
Schluß des Kalendervierteljahres folgenden Monats die Ge⸗ 
ſamtſumme der im verfloſſenen Vierteljahr bewilligten Vor⸗ 
entſchädigungen für evangeliſche und katholiſche Kirchen und 
kirchlichen Verbände anzuzeigen oder Fehlanzeige zu erſtatten. 


J. V.: v. Bülow. 


An die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter. 


Anlage 12a. 

Der Minifter Pr 

der geiſtlichen und Unterrichts⸗ Berlin, den 4. Januar 1916. 
Angelegenheiten. 


U. III. E. Nr. 787 G. I. pp. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 7. Juni v. J. — U. III 
E. 371 G. I G. 1 C. — betreffend die Ermittlung der Kriegs- 
ſchäden der Schulverbände in der Provinz Oſtpreußen und die 
Feſtſetzung der Vorentſchädigungen. 

Nach Nr. 19 der Anweiſung des Königlichen Staats⸗ 
miniſteriums über die vorläufige Ermittlung von Kriegs⸗ 
ſchäden und die Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung 
in den durch den Krieg unmittelbar berührten Landesteilen 
vom 18. Januar v. J., die im weſentlichen auch auf die Er⸗ 
mittlung der Kriegsſchäden der Schulverbände in der Provinz 
Oſtpreußen Anwendung findet, iſt bei der Schätzung von Brand⸗ 
und Trümmerſchäden der Neubauwert der Gebäude unter Be- 
rückſichtigung der vor Ausbruch des Krieges im Juli 1914 
üblichen Bauſtoffpreiſe und Löhne feſtzuſtellen und der Be⸗ 
rechnung des Schadens der ſo ermittelte Bauwert unter Abzug 
eines dem Zuſtande des Gebäudes, insbeſondere dem Alter und 
der Abnutzung entſprechenden Betrages zugrunde zu legen. 
Dieſe Beſtimmung hat durch den gemeinſchaftlichen Erlaß der 
Herren Miniſter der öffentlichen Arbeiten, für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, der Finanzen und des Innern vom 
20. Auguſt v. J. M. d. 6. A. III B. 7. 248 C. M. f. L. pp., 
I A. Ta 8559, F. M. S. 1840, M. d. J. Te 2036 — eine Er- 
gänzung erfahren. 

Indem ich auf dieſen Erlaß hinweiſe, bemerke ich im 
Einverſtändnis mit dem Herrn Finanzminiſter und dem Herrn 
Miniſter des Innern, daß die darin unter 2 und 3 enthaltenen 
Vorſchriften auf die Ermittlung der Kriegsſchäden der Schul— 
verbände entſprechende Anwendung zu finden haben. Die Be⸗ 
ſtimmungen zu 4 (Gewährung von Staatsdarlehen) finden 
auf Schulverbände, Kirchengemeinden, politiſche Gemeinden 
ufo. keine Anwendung. 

gez. von Trott zu Solz. 
An die Königlichen Regierungen zu Königsberg i. Pr., Gumbinnen 
und Allenſtein. 


Der Miniſter des Juneru. Berlin, den 20. Auguſt 1915. 


I. e. 2036. 
M. d. 5. A. III. B. 7. 248 C. 
M. f. L. pp. I. A. I. a. 8559. 
F.⸗M. S. J.⸗Nr. 1840. 


In weiterer Ausführung des Staatsminiſterialbeſchluſſes 
vom 29. September 1914 wird zu Ziffer 19 der Anweiſung 
über die vorläufige Ermittlung von Kriegsſchäden und die Ge— 
währung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung in den durch den 
Krieg unmittelbar berührten Landesteilen vom 18. Januar 
1915 folgendes über die Gewährung von Vorentſchädigungen 
von Brand- und Trümmerſchäden beſtimmt: 

1. Über die allgemeinen Vorausſetzungen, unter welchen Vor⸗ 
entſchädigungen zum Zwecke des Wiederaufbaus zerſtörter 
oder beſchädigter Gebäude bewilligt werden können, ent⸗ 
ſcheidet der Oberpräſident nach Anhörung der Kriegshilfs⸗ 
kommiſſion. 

2. Bei der Berechnung des Schadens iſt dem nach Ziffer 19, 
Abſatz 1 und 2 der Anweiſung vom 18. Januar 1915 
ermittelten Betrage ein Zuſchlag hinzuzuſetzen, welcher 
nach dem amtlichen Gutachten eines vereidigten Sachver⸗ 
ſtändigen der Steigerung der Baukoſten durch die Cr- 
höhung der Löhne und der Preiſe der Baumaterialien 
gegenüber den Koſten eines Neubaues oder der Wieder⸗ 
herſtellung im Juli 1914 entſpricht. 

Dieſer Zuſchlag iſt dem Beſchädigten — vorbehalt⸗ 
lich der Anrechnung auf die endgültige Entſchädigung — 
ohne Verpflichtung der Rückzahlung als Vorentſchädigung 
zu bewilligen. 

3. Sofern durch baupolizeiliche Anforderungen eine Er⸗ 
höhung der Baukoſten im Einzelfalle bedingt wird, kann 
dem Beſchädigten ein Zuſchlag bis zur Hälfte der hierdurch 
entſtehenden Mehrkoſten ohne Verpflichtung der Rück⸗ 
zahlung ebenfalls als Vorentſchädigung bewilligt werden. 


Der Oberpräſident kann in Ausnahmefällen, in 

welchen ſonſt die Wiederinſtandſetzung als undurchführbar 
nachgewieſen wird, die Bewilligung eines höheren Zu— 
ſchlages geſtatten. 
. Den Unterſchied, der hiernach zwiſchen den tatſächlich er- 
wachſenden Koſten für den Neubau oder die Wiederher- 
ſtellung der zerſtörten oder beſchädigten Gebäude in dem 
gleichen Umfange, den ſie bei Eintritt des Schadensfalles 
hatten, und dem Betrage des unter Berückſichtigung der 
Zuſchläge nach Ziffer 2 und 3 dieſes Erlaſſes ermittelten 
Schadens verbleibt, kann der Oberpräſident dem Pe- 
ſchädigten als Staatsdarlehn bewilligen. 

Das Staatsdarlehn wird zinsfrei gewährt. Es iſt 
nach Ablauf von 5 Freijahren nach einem von dem 
Finanzminiſter allgemein feſtzuſetzenden Zeitpunkte jähr⸗ 
lich mit 3 v. H. des urſprünglichen Darlehnsbetrages in 
halbjährlichen Raten zum 1. Oktober und 1. April zu 
tilgen. 

Das Darlehn wird fällig bei einem Beſitzwechſel, 
welcher nicht durch Erbfolge oder ein dieſer wirtſchaftlich 
gleichſtehendes Rechtsgeſchäft (Altenteilsvertrag) erfolgt. 

In Ausnahmefällen kann das Darlehn dem Beſitz⸗ 
nachfolger belaſſen werden, wenn die Veräußerung wirt⸗ 
ſchaftlich gerechtfertigt iſt. Der Oberpräſident entſcheidet 
hierüber auf Antrag des Beſchädigten. Verbleibt das 
Grundſtück im Eigentum des Beſchädigten oder ſeiner 
Rechtsnachfolger durch Erbgang oder ein dieſem wirt⸗ 
ſchaftlich gleichſtehendes Rechtsgeſchäft, ſo wird ein Viertel 
des urſprünglichen Darlehnsbetrages nach Ablauf von 
fünf Jahren, ein weiteres Viertel nach Ablauf von zehn 
Jahren nach dem vom Finanzminiſter allgemein feſtzu— 
ſetzenden Zeitpunkte dem Beſchädigten erlaſſen. 

Vorausſetzung für die Bewilligung des Darlehns ift 
eine Sicherſtellung durch Eintragung im Grundbuche 
und die Sicherung des Staates gegen die Geltendmachung 
von Anſprüchen voreingetragener Hypothekengläubiger, 
welche den Beſchädigten in dem Beſitze des Grundſtücks 
gefährden würden. Die Sicherung kann erfolgen durch 
Einräumung des Vorranges für das Staatsdarlehn, 


Ausſchluß der Kündigung voreingetragener Hypotheken 
und Grundſchulden auf längere Zeit, durch Zinsermäßi⸗ 
gung und durch Ermäßigung unſicherer Hypotheken⸗ 
forderungen. 

Der Oberpräſident entſcheidet darüber, in welcher 
Weiſe die Vorausſetzung für die Sicherſtellung des Dar⸗ 
lehns zu erfüllen iſt. 

Die Darlehnshingabe iſt weiter davon abhängig, 
daß der Beſchädigte ſich den vom Oberpräſidenten zu er⸗ 
laſſenden Vorſchriften über die Prüfung der Bauzeich⸗ 
nungen und die Überwachung der Bauleitung unterwirft. 


Der Miniſter für Laudwirtſchaft, Der Finanzminiſter. 
Domänen und Forſten. gez. Lentze. 


gez. Frhr. von Schorlemer. 
Der Miniſter der öffentlichen Der Miniſter 
Arbeiten. des Innern. 
J. V.: gez. v. Coels. IJ A.: ges, Freund 


Anlage 12b. 
Der Minifter 
der geiſtlichen und Unterrichts⸗ Berlin W 8, den 4. Januar 1916. 
Angelegenheiten. 


U. III. E. Nr. 876. 


Nach einem an den Herrn Oberpräſidenten der Provinz 
Oſtpreußen ergangenen Erlaß der Herren Miniſter für Handel 
und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, der 
Finanzen und des Innern vom 30. Auguſt d. J. findet es kein 
Bedenken, bei kleinen Kriegsſchäden bis zu 500 M, in Wor⸗ 
ten: Fünfhundert Mark, die Schadensregelung ſchon bei der 
Vorentſchädigung abſchließend zu treffen, ſofern der Geſchä⸗ 
digte mit der Empfangsbeſtätigung die Verſicherung abgibt, 
daß er keinerlei ſonſtige Kriegsentſchädigungsanſprüche anzu⸗ 
melden habe, und ſich für abgefunden erklärt. 

Indem ich der Königlichen Regierung hiervon Kennt⸗ 
nis gebe, beſtimme ich im Einverſtändnis mit dem 
Herrn Finanzminiſter und dem Herrn Miniſter des Innern, 
daß nach jenem Erlaſſe auch bei der Feſtſtellung der Kriegs⸗ 
ſchäden der Volksſchullehrer und -lehrerinnen, foie der Shul- 
verbände in der Provinz Oſtpreußen und bei der Gewährung 
von Vorentſchädigungen auf Grund der Verfügungen vom 
11. November 1914 — B. 1709 U. III D. U. III E. U. II —, 
26. Januar 1915 — U. III E. 29, 1 — 7. Juni v. J. — 
U. III E. 371 G. I C. 1 — und vom 4. Januar 1916 U. III 
E. 787 — zu verfahren iſt. 


Unterſchrift. 


An die Königliche Regierung in Königsberg i. Pr., Gumbinnen, 
Allenſtein. 


Anlage 12e. 
Der Miniſter 
der geiſtlichen und Unterrichts⸗ Berlin W 8, den 5. Februar 1916, 
Angelegenheiten. 


G. I. C. Nr. 10045 1. G. I. pp. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 4. Januar 1916 — 
U. III E. 787 G. I. G. I. C. — betreffend die Ermittelung 
der Kriegsſchäden der Schulverbände in der Provinz Ditpreu- 
ßen und die Feſtſetzung der Vorentſchädigungen. 

Im Einverſtändnis mit dem Herrn Finanzminiſter und 
dem Herrn Miniſter des Innern beſtimme ich, daß die in dem 
Erlaß der Herren Miniſter der öffentlichen Arbeiten, für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, der Finanzen und des 
Innern vom 20. Auguſt 1915 — M. d. 6. A. III B. 7 2436, 
M. f. L. uſw. 1 A. Ta 8559, F. M. S. 1840, M. d. J. Ic 2036 
— unter 2 und 3 enthaltenen Vorſchriften auch auf die Er- 
mittelung der Kriegsſchäden der Kirchengemeinden entſprechende 
Anwendung zu finden haben. 


gez. von Trott zu Solz. 


An die Königlichen Regierungen in Königsberg i. Pr., Gumbinnen, 
Allenſtein. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg i. Pr. zur gefälligen 
Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung. 


Anlage 13b. 


Der Oberpräſident. Königsberg, den 27. Oftober 1915. 
O. P. 4141 II. 2. Ang. 


Soweit die mit Staatsmitteln unterſtützten Volksbüche⸗ 
reien durch den ruſſiſchen Einfall beſchädigt ſind, iſt hierfür 
nicht Erſatz in den etwa neu überwieſenen Staats⸗ und Kom⸗ 
munalbeihilfen zu ſuchen. Soweit die Büchereien Eigentum 
der Gemeindeverbände ſind, iſt der Schaden vielmehr durch die 

zuſtändige Kommunalaufſichtsbehörde, ſonſt der Kriegshilfs⸗ 
ausſchuß, feſtzuſtellen und nötigenfalls durch Beantragung 
einer Vorentſchädigung aus den allgemeinen Vorentſchädi⸗ 
gungsmitteln zu beheben. Der endgültige Erſatz bleibt auch 
hier dem nach § 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes zu erlaſſenden 
Reichsgeſetze vorbehalten. 


gez. von Batocki. 


An die Herren Landräte mit Ausnahme Fiſchhauſen, Pr.⸗Holland und 
Mohrungen, 
und die Magiſtrate der Stadtkreiſe mit Ausnahme von Königsberg. 


1 


Anlage 16a J. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oftprenfen, Königsberg, den 16. September 1915. 


O. P. 8910 K. 


Nach dem Staatsminiſterial-Beſchluſſe vom 18. Januar 
1915 iſt zur Anmeldung des Kriegsſchadens und zum Emp⸗ 
fange der Vorentſchädigung berechtigt, wer die Gefahr des zu⸗ 
fälligen Untergangs der beſchädigten Sache trägt. Maßgebend 
iſt der Zeitpunkt der Schädigung. Wenn alſo der Geſchädigte 
ſein beſchädigtes Grundſtück nach dieſem Zeitpunkte veräußert, 
d. h. übergibt und aufläßt, fo ift er auch weiterhin bis zur 
endgültigen Entſcheidung des zu erwartenden Reichsgeſetzes 
im Sinne jener Anweiſung zur Anmeldung des Schadens 
allein berechtigt. Dies gilt auch, wenn er mit dem Grundſtück 
ſein Inventar veräußert und übergeben hat, für dieſes. Ohne 
Bedeutung iſt dem Staate gegenüber eine Abrede zwiſchen dem 
Geſchädigten und ſeinem Rechtsnachfolger, wonach dieſem die 
Anſprüche auf Erſatz des Kriegsſchadens abgetreten oder über⸗ 
wieſen werden. 

Eine Vorentſchädigung ſteht dem veräußernden Geſchä⸗ 
digten, ſoweit ſie ſich auf das veräußerte Grundſtück und das 
ihm gehörende veräußerte Inventar bezieht, nicht zu, weil 
beides aus ſeinem Vermögen ausgeſchieden iſt und ſomit die 
Vorausſetzungen I. 2! der Anweiſung nicht mehr zutreffen. 
Der Erwerber dagegen hat keinen Anſpruch auf Vorentſchädi— 
gung, weil er nicht der Geſchädigte iſt. 

Trotzdem iſt es zuläſſig, dem Erwerber die Vorteile der 
Vorentſchädigung zuzuwenden. Dies kann dadurch geſchehen, 
daß der Veräußerer die Zahlung einer ſolchen unmittelbar an 
den Erwerber in Anrechnung auf ſeinen (des Veräußerers) 
Kriegsſchaden beantragt. Vorausſetzung iſt dabei nicht nur, 
daß die Vorentſchädigung, wenn der Verkauf nicht ſtattgefun⸗ 
den hätte, dem Veräußerer zuſtand, ſondern auch, daß der Er⸗ 
werber ihrer nach T 21 der Anweiſung in Beziehung auf das 


hinzuerworbene Grundſtück (und Inventar) bedarf. Vor⸗ 
ausſetzung ift ferner, daß die Veräußerung vom Standpunkte 
des Veräußerers und des Erwerbers wirtſchaftlich gerecht⸗ 
fertigt war. Eine Vorentſchädigung iſt dem Erwerber un- 
geachtet eines dahingehenden Antrages des Veräußerers ins- 
beſondere dann nicht zu gewähren, wenn die Veräußerung 
durch Mißbrauch der Notlage des Geſchädigten herbeigeführt 
worden iſt. 

Hat jemand mehrere landwirtſchaftliche oder gewerbliche 
Betriebe, ſo ſind die einzelnen Schadensſtellen in bezug auf 
Kriegsſchaden und Vorentſchädigungen grundſätzlich geſondert 
zu behandelt (beim Gewerbebetrieb vgl. Vordruck A. und B.). 
Dies gilt auch dann, wenn ein Geſchädigter den Grundbeſitz 
eines anderen Geſchädigten hinzu erwirbt. 

Nur in dem Falle, daß die mehreren Grundſtücke, fei es 
bereits zur Zeit der Schädigung, ſei es ſpäter, infolge Zu⸗ 
kaufs von einem anderen Geſchädigten, nur einheitlich be 
wirtſchaftet werden können, iſt es zuläſſig, den Umfang der 
Vorentſchädigung nach dem Bedürfniſſe des geſamten Betriebes 
auf den verſchiedenen Grundſtücken innerhalb des Kriegs⸗ 
ſchadens zu bemeſſen. Dabei iſt im Falle des ſpäteren Zu⸗ 
kaufs von fremdem, durch den Krieg geſchädigten Grundbeſitz, 
wenn aljo vor dem Kriege die Grundſtücke getrennt betvirt- 
ſchaftet wurden, der Kriegsſchaden für das einzelne Grundſtück 
nach den früheren, getrennten Wirtſchaftsführungen, nicht 
nach den Erforderniſſen der (erſt nach dem Schadensfalle ein⸗ 
getretenen) gemeinſchaftlichen Bewirtſchaftung zu berechnen. 

Zukäufe, welche volkswirtſchaftlich bedenklich ſind, in dem 
dadurch an ſich lebensfähige, ſelbſtändige Stellen beſeitigt 
werden, dürfen durch Gewährung von Vorentſchädigung nicht 
gefördert werden. In Zweifelsfällen iſt meine Entſcheidung 
einzuholen. 

von Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz, die Herren Oberbürgermeiſter 
von Tilſit, Inſterburg und Allenſtein. 


Anlage 16a II. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 3. November 1915. 


O. P. 11000 K. 


Die Frage, ob der Verkäufer oder der Käufer gum, Emp⸗ 
fang der Vorentſchädigung bei Schäden an Grundbeſitz dann 
befugt iſt, wenn Übergabe des Grundſtücks auf Grund des 
Kaufvertrages vor dem Kriege geſchehen iſt, dagegen die Über⸗ 
eignung (Auflaſſung und Eintragung im Grundbuche) noch 
fehlt, ift nach § 446 B. G. B. zu entſcheiden. Hiernach trägt 
der Käufer die Gefahr des zufälligen Unterganges der ge- 
kauften Sache von der Übergabe an. Er iſt mithin zum 
Empfange der Vorentſchädigung berechtigt. Der Umſtand, 
daß der Vertrag von dem Verkäufer wegen der noch fehlenden 
Verſchaffung des Eigentums ($ 433 B. G. B.) nicht ganz erfüllt 
iſt, iſt ohne Bedeutung. Für den Übergang der Gefahr iſt 
vielmehr entſcheidend, welche von beiden dem Verkäufer ob⸗ 
liegenden Rechtshandlungen (Übergabe und Übereignung der 
gekauften Sache) zuerſt vorgenommen ift. (Planck B. G. B. IL, 
S. 349). Da ein Rechts anſpruch auf Vorentſchädigung 
nicht beſteht, iſt von Fall zu Fall zu prüfen, ob etwa mit Rück⸗ 
ſicht auf Realberechtigte oder in ſonſtiger Hinſicht Bedenken 
gegen die Zahlung an den Käufer beſtehen. 


v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 


Anlage 18a. 


Der Miniſter des Innern. Berlin, den 14. September 1915. 


I. e. 2858. 
FM. S. J.⸗Nr. 2168. 
M. f. L. I. A. I. a. 9743. 

M. f. H. IV. 5239. 


Auf den Bericht vom 17. Auguft d. J. 
— O. P. 8105 K. — 


Wir ermächtigen Euere Exzellenz, den zur Abſchätzung 
größerer Kriegsſchäden zuzuziehenden, beſonders erfahrenen 
gewerbsmäßigen Sachverſtändigen neben der ihnen durch 
Ziffer 5 der Zuſatzbeſtimmungen vom 6. Februar 1915 zur 
Anweiſung des Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1915 
zugebilligten Reiſekoſtenvergütung als Entgelt für ihre Tätig⸗ 
keit erforderlichenfalls Gebühren bis zur Höhe der in der 
Gebührenordnung des Verbandes der Deutſchen Architekten 
und Ingenieurvereine vorgeſehenen Sätze zu gewähren. 

Da anzunehmen iſt, daß die Tätigkeit derſelben Sach⸗ 
verſtändigen häufig in Anſpruch genommen wird, ſo empfiehlt 
es ſich, mit den in Ausſicht genommenen Perſonen ein Mb- 
kommen zu treffen, durch das ſie ſich mit der Gewährung von 
Pauſchbeträgen nach ermäßigten Sätzen einverſtanden erklären. 
Auch in dieſem Falle kann jedoch nicht in Frage kommen, ihnen 
bei Reiſen außerhalb ihres Wohnortes ein Tagegeld von 
30 % zu gewähren, vielmehr find entſprechend den Tage- 
geldſätzen, die nach Maßgabe der Beſtimmungen auch den 
Kommiſſionsmitgliedern zuſtehen, nicht mehr als 15 M täg⸗ 
lich feſtzuſetzen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: gez. Dönhoff. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
J. V.: gez. Küſter. 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
Holle, J. A.: gez. Freund. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg Pr. 


ETS 


— 


% 
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Anlage 21a. 
Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 21. Oktober 1915. 
O. P. 10609 K. 
Der Miniſter des Innern. Berlin, den 13. Oktober 1915. 
J. d. 819. 


F.⸗M. I. 8536. 
Auf den Bericht vom 31. Auguſt d. J. 
— O. P. 8939 K. — 

Unter den dargelegten Verhältniſſen erklären wir uns 
damit einverſtanden, daß die Abſchätzung von Kriegsbrand⸗ 
ſchäden an beweglichen Sachen in Oſtpreußen ohne Ausnahme 
den Kriegshilfsausſchüſſen übertragen wird. Demgemäß wird 
Abſchnitt B Ziffer 1 der Grundſätze, betreffend die Regu⸗ 
lierung der Kriegsbrandſchäden, vom 25. Februar 1915 — 
M. d. J. I. d. 137 F. M. I. 1616 —, wie folgt geändert: 

„Die Abſchätzung von Kriegsbrandſchäden an beweglichen 
Sachen wird gemäß Ziffer 6 und 21 Abſ. 1 der Anweiſung 
des Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1915 durch die 
Kriegshilfsausſchüſſe bewirkt, deren Feſtſtellungen und Ab⸗ 
ſchätzungen die Sozietät, ſoweit ſie als Verſicherer in Betracht 
kommt, als maßgebend anerkennt.“ 

Der Finauzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
A gez Salle, J. A.: gez. Unterſchrift. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg. 


& 


Abſchrift überſende ich unter Bezugnahme auf meinen 
Runderlaß vom 8. März O. P. K. 2290 zur Kenntnis und 
weiteren Veranlaſſung. 

Bei der Abſchätzung der beweglichen Sachen werden die 
von mir zur Verfügung geſtellten Sachverſtändigen den 
Kriegshilfsausſchüſſen weſentliche Dienſte leiſten. 


von Batocki. 


An die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter der kreisfreien 
Städte der Provinz. 


Anlage 22b. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 4. Oktober 1915. 


Q. P. 9764 K. 


Nach meinem Erlaß vom 13. April d. J. O. P. 2905 K. 
ift den Kriegshilfsausſchüſſen zwecks Entlaſtung der Feuer⸗ 
ſozietät für die Provinz Oſtpreußen die Feſtſtellung der 
kleineren Trümmerſchäden an Gebäuden, und zwar bis zu 
einem vorausſichtlichen Schadensbetrage von 300 M bei Dem 
einzelnen Geſchädigten übertragen. 

In Erweiterung dieſer Zuſtändigkeit übertrage ich zwecks 
Beſchleunigung der Kriegsſchaden⸗Abſchätzungen den Kriegs 
hilfsausſchüſſen die Feſtſtellung von Trümmer teil ſchäden 
bis zu einem vorausſichtlichen Betrage von 1000 / an dem 
einzelnen Gebäude. Stellt ſich der Schaden bei der 
Abſchätzung höher heraus, ſo bleibt die Zuſtändigkeit der Hilfs⸗ 
ausſchüſſe beſtehen, wenn die Grenze von 1000 % nur um 
ein geringes überſchritten wird. Iſt ein Gebäude durch Ber- 
ſtörung oder Abtragung ſoweit beſchädigt, daß ein Neubau 
erforderlich wird, ſo hat die Feuerſozietät den Schaden abzu⸗ 
ſchätzen. 

Die Direktion der Feuerſozietät für die Provinz Oſt⸗ 
preußen wird, ſoweit Nachweiſungen von Trümmerſchäden in 
obigem Umfange vorliegen, dieſe den Kriegshilfsausſchüſſen 
als Unterlagen überſenden. 

Falls auf einem Grundſtück neben Brand oder größeren 
Trümmerſchäden auch Trümmerteilſchäden unter 1000 M 
vorgekommen ſind, ſo werden letztere von dem Beauftragten 
der Sozietät mit abgeſchätzt werden. 

Für die Abſchätzung gilt in allen Fällen die Ziffer 19 
der Anweiſung des Staatsminiſteriums vom 18. Januar 
1915. Danach ſind die vor Ausbruch des Krieges im Juli 


1914 üblich geweſenen Bauſtoffpreiſe und Löhne der Mp- 
ſchätzung zugrunde zu legen. Soweit zur Ermöglichung der 
Fortführung des Betriebes eine ſofortige Ausbeſſerung des 
Schadens erforderlich iſt, und dazu die Aufwendung höherer 
Koſten nötig wird, darf zu dem geſchätzten Betrage, und zwar 
unter Anrechnung der etwaigen Wertverbeſſerung auf den 
Geſamtbetrag der Entſchädigung ein beſonderer Zuſchlag be- 
willigt werden, der jedoch als ſolcher ausdrücklich 
kenntlich zu machen iſt. 

Bis zum Grlaffe der bezüglichen Ausführungsan⸗ 
weiſungen ſind Anträge auf Bewilligung ſolcher Zuſchläge 
nach Anhörung, in eiligen Fällen auch ohne Anhörung des 
Kriegshilfsausſchuſſes unter Darlegung der Verhältniſſe, ins⸗ 
beſondere der Hypothekenverhältniſſe, mir mit Ihrer gutacht⸗ 
lichen Außerung vorzulegen. Derartige Zuſchläge werden 
vorläufig nur da nötig ſein, wo kein entſprechender Kriegs⸗ 
ſchaden neben dem Schaden an den wiederherzuſtellenden 
Gebäuden vorhanden iſt, oder wo dieſer Kriegsſchaden ſchon 
größtenteils für andere Vorentſchädigungen in Anſpruch ge- 
nommen iſt. In allen übrigen Fällen wird der zur Wieder: 
herſtellung des Gebäudes nötige Betrag, auch wenn der Ge- 
bäudeſchaden ſelbſt nicht ausreicht, im Wege der gewöhnlichen 
Vorentſchädigung hergegeben werden. 


gez.: von Batocki. 


An die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter der kreisfreien 
Städte und die Herren Regierungspräſidenten in Königsberg, 
Gumbinnen, Allenſtein. 


Anlage 22c. 


Der Oberpräfident N 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 9. Dezember 1915. 


O. P. 12166 K. 


Zum Schreiben vom 29. v. M. 
— II. I. b. 910/15. — 


Gemäß Nr. 6 Abf. 3 der ſtaatsminiſteriellen Anweiſung 
über die vorläufige Ermittelung von Kriegsſchäden uſw. vom 
18. Januar 1915 betraue ich das Forſtamt der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer auch mit den Abſchätzungen und Berechnungen 
der Kriegsſchäden in den Privatwaldungen der Regierungs- 
bezirke Königsberg und Allenſtein, und genehmige, daß dieſes 
für dieſe Arbeiten die ihm erwachſenden Selbſtkoſten in Red- 
nung ſtellen darf. 

Ich gebe anheim, das Weitere mit den Herren Regie⸗ 
rungspräſidenten zu vereinbaren, die Abſchrift hiervon erhalten 
haben. 


gez. von Batocki. 


An die Landwirtſchaftskammer — hier. 


Anlage 22d, 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 25. Juni 1915. 


Tee. 1928. 


Damit nicht die Aufräumungsarbeiten deshalb auf⸗ 
gehalten werden, weil die Abſchätzungen des Wertes der Bau⸗ 
rejte durch die Provinzial⸗Feuerſozietät noch nicht vor⸗ 
genommen ſind, habe ich mit ihr eine Vereinbarung getroffen, 
auf Grund der in beſtimmten Fällen die Bauberatungsämter 
einzugreifen in die Lage geſetzt ſind. 

In den Kreiſen Goldap, Pillkallen und Oletzko hat bis⸗ 
her noch nicht mit der planmäßigen Schadenfeſtſtellung be 
gonnen werden können. In allen übrigen Kreiſen ſind Sach⸗ 
verſtändige der Sozietät beſchäftigt. Wenn Fälle eintreten, 
in denen die Vornahme von Aufräumungsarbeiten beſonders 
dringlich erſcheint, werden die Bauberatungsämter angewieſen, 
die betreffenden Baulichkeiten der Direktion der Provingial- 
Feuerſozietät unter Bezugnahme auf dieſen Erlaß zu bezeich⸗ 
nen, damit die im Kreiſe tätigen Bauſachverſtändigen mit der 
ſofortigen ausführlichen Abſchätzung der betreffenden Ge— 
bäude beauftragt werden. 

Sollte mit Rückſicht auf die Entfernung der Schätzungs⸗ 
orte oder wegen anderer dringlicher Regulierungen es nicht 
zweckmäßig erſcheinen, Beauftragte der Feuerſozietät ſofort 
hinzuſchicken, ſo kann die Abſchätzung der zum 
Wiederaufbau wieder verwendbaren Gebäude— 
teile und Bauſtoffe durch die Bauberatungs- 
ämter vorgenommen werden, nachdem im Einzelfall 
die Genehmigung der Provinzial-Feuerſozietät hierzu ein- 
geholt iſt, was nötigenfalls drahtlich geſchehen kann. Zur 
Feſtſtellung der Übereinſtimmung der Gebäude bei der ſpäteren 
Regulierung müſſen bei jedem Gebäude beſtimmte Angaben 
gemacht werden, die auf dem anliegenden Vordrucke zuſammen⸗ 
geſtellt ſind. Die Benutzung des Vordrucks iſt vorgeſchrieben. 
Es ſind 10 Stück davon beigefügt, der Mehrbedarf kann un⸗ 
mittelbar von der Feuerſozietät angefordert werden. Außer⸗ 
dem iſt es notwendig, daß ein oder mehrere Lichtbilder 


der Abſchätzung beigefügt werden. Zur Vermeidung von 
ſpäterer Beanſtandung der Schätzungen durch die Grund- 
ſtücks eigentümer ift deren Zuziehung oder die ihrer 
Vertreter erforderlich. Dieſe haben die Anerkennung der 
Schätzung durch Unterſchrift zu beſtätigen. 

Alle Überreſte müſſen nach ihrer tatſächlichen 
Brauchbarkeit geſchätzt werden, gleichgültig, ob die De- 
treffenden Gebäude im gleichen Umfange, an derſelben Stelle, 
oder an anderer Stelle in verſchiedenen Größenverhältniſſen 
aufgebaut werden ſollen. 

Die Schätzungen der Bauberatungsämter unterliegen der 
Nachprüfung der Feuerſozietät. 

Dem zuſtändigen Landrat oder Oberbürgermeiſter iſt von 
jeder Schätzung Nachricht zu geben und das Ergebnis in Mh- 
ſchrift mitzuteilen. 

Wenn Geſchädigte, deren Gebäude-Kriegsſchaden bereits 
vor längerer Zeit abgeſchätzt ſind, vor dem Wiederaufbau eines 
Gebäudes mit der Forderung hervortreten, daß die ſeinerzeit 
bewerteten Überreſte, nachdem dieſe durch Witterungsein- 
flüſſe inzwiſchen entwertet ſind, nochmals abgeſchätzt werden, 
jo kann dieſe nachträgliche Abſchätzung im Cinver- 
ſtändnis mit der Provinzial⸗Feuerſozietät und nach Einholung 
ihrer Genehmigung im Einzelfalle, im Bedarfsfalle durch die 
Bauberatungsämter vorgenommen werden. 

Alle diefe Abſchätzungsmaßnahmen follen nur bei bc: 
ſonderer Dringlichkeit Platz greifen und nicht die Regel bilden, 
ſondern nur zur Aushilfe dienen da, wo ſonſt bauliche Maß⸗ 
nahmen, die zur wirtſchaftlichen Wiederbelebung der Provinz 
dienen, aufgehalten werden. 

— Unter Abſchrift von 1 — Abſchrift unter Bezugnahme 
auf den Erlaß vom 14. 6. — K. 6245, — 


gez. von Batocki. 
1. An ſämtliche Herren Bezirksarchitekten. 


2. An die Herren Regierungspräſidenten, Landräte und Oberbitrgr- 
meiſter der kreisfreien Städte. 


Anlage 26a. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 20. Juni 1915. 


O. P. 6463 K. 


Bei Bezahlung von Rechnungen auf Vorentſchädigung zur 
Beſchaffung von Hausrat und Erteilung darauf bezüglicher 
Beſcheinigungen iſt nach Möglichkeit dahin zu wirken, daß 
nur ſolche Bezugsquellen gewählt werden, von denen Liefe⸗ 
rung einwandfreier Waren zu angemeſſenem Preiſe zu er— 
warten iſt. Eine Einzelkontrolle in dieſer Richtung kann den 
Herren Landräten und Oberbürgermeiſtern ſelbſtverſtändlich 
nicht zugemutet werden. Immerhin wird in vielen Fällen die 
Zurückdrängung ſolcher Geſchäfte, bei denen eine Lieferung 
einwandfreier Waren zu angemeſſenem Preiſe nicht wahr⸗ 
ſcheinlich ift, bei Durchführung der Vorentſchädigungsmaß⸗ 
regeln ſich ermöglichen laſſen. Beſonders zu bekämpfen iſt 
das Abzahlungsſyſtem bei der Beſchaffung von Haus⸗ 
rat. Wenn jhon unter normalen Verhältniſſen die Gelegen- 
heit, Möbel zwar in oft mangelhafter Qualität und immer zu 
ſehr hohen Preiſen, aber dafür in bequemer Abzahlungsform 
zu beziehen, volkswirtſchaftlich verhängnisvoll wirkt, ſo fehlt 
bei der beſtehenden Regelung des Vorentſchädigungsverfahrens 
vom Standpunkt des Käufers jeder berechtigte Anlaß zu Ab⸗ 
zahlungsgeſchäften. Denn zur Beſchaffung des wirklich ge- 
brauchten Hausrates ſteht allen Geſchädigten der nötige Be- 
trag als Vorentſchädigung bar zur Verfügung. Laſſen ſich 
dagegen Geſchädigte dazu verleiten, über dieſen als Vorent— 
ſchädigung ihnen zur Verfügung ſtehenden Betrag hinaus auf 
Abzahlung Hausrat zu kaufen, ſo gefährden ſie damit ihre 
wirtſchaftliche Zukunft und machen ſo das Hauptziel der 
ganzen Wiederaufbauarbeit hinfällig. 

Bei allen Händlern, welche ſich in erheblichem Umfange 
im Frieden mit Möbellieferungen auf Abzahlung befaſſen, 
ſpricht die Vermutung dafür, daß ſie auch Kriegsgeſchädigte 
dazu verleiten werden, neben der Bareinnahme des nötigen 


Hausrats aus Vorentſchädigungsmitteln weiteren Hausrat, 
wie ſie es im Frieden leider oft gewohnt waren, auf Ab⸗ 
zahlung zu entnehmen. Beſchaffenheit und Preis der Waren 
pflegt bei ſolchen Händlern auf das Abzahlungsgeſchäft zu⸗ 
geſchnitten, die Waren alſo minderwertig und teuer zu ſein. 
Wo ſich die Neigung, in ſolchen Geſchäften mit Vorentſchädi⸗ 
gungsmitteln zu kaufen, kundgeben ſollte, erſuche ich deshalb 
die Bezahlung der Rechnungen aus Vorentſchädigung von dem 
Nachweis abhängig zu machen, daß die Waren gut und preis⸗ 
wert ſind, daß nicht mehr als tatſächlich nötig, gekauft iſt und 
daß neben den Barkäufen aus Vorentſchädigungsmitteln nicht 
etwa weitere Zukäufe auf Abzahlung gemacht ſind. Die 
Durchführung dieſes Nachweiſes wird praktiſch ſchwer mög⸗ 
lich ſein, nur über Güte und Preiswürdigkeit der Waren wird 
erforderlichenfalls der Bezirksarchitekt ein Urteil abgeben 
können. Praktiſch wird es aber zur Erreichung des ge⸗ 
wünſchten Zweckes im allgemeinen genügen, wenn den Ge- 
ſchädigten, die Hausrat auf Vorentſchädigung erwerben wollen, 
eröffnet wird, daß ſie den gewünſchten Nachweis unter Um⸗ 
ſtänden nachträglich zu führen haben werden. Durch eine 
ſolche Eröffnung allein werden ſie vielfach abgehalten werden, 
ihren Bedarf bei unzweckmäßigen Quellen zu decken. 

Inwieweit in den einzelnen Kreiſen die Verhältniſſe ein 
Eingreifen in der gedachten Art erwünſcht erſcheinen laſſen, 
iſt eine örtlich zu beurteilende Frage. Durch Beſprechungen 
mit den Bezirksarchitekten oder anderen geeigneten Sachver⸗ 
ſtändigen und Beobachtung des Verhaltens der Geſchädigten 
bei Vorentſchädigungsanträgen wird ſich dieſe Frage im all- 
gemeinen zutreffend entſcheiden laſſen. 

Zum 15. Juli erwarte ich einen kurzen Bericht über das 
etwa dort in der Sache Veranlaßte. 


gez. von Batocki. 


An die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter der Provinz. 


Anlage 31a. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 31. Oktober 1915. 


O. P. 11006 K. 


Zum Bericht vom 10. d. M. 
— J.⸗Nr. 11599 A, — 


Bei der Prüfung der Zuläſſigkeit von Schuldverbindlid)- 
keiten auf Grund der Ziffer 17A der Anweiſung vom 
18. Januar kommt es vor allem darauf an, ob die Zahlung 
der fraglichen Schuld aus den Erträgen der Ernte bei 
normalen Zeiten üblich war. In geeigneten Fällen werden 
daher keine Bedenken dagegen zu erheben ſein, wenn der Kreis 
der Schulden unter A. „für Anſchaffungen von Vieh, Saat, 
Kunſtdünger, Wirtſchaftsgeräten für die Frühjahrsbeſtellung 
und Ernte 1914“ erweitert ausgelegt wird. Der Wert der 
vernichteten Ernte wird die Grenze, bis zu welcher Schuldver- 
bindlichkeiten gezahlt werden dürfen, bilden. 


gez. von Batocki. 


An den Herrn Landrat in Goldap. 


Anlage 31b. 
Der Oberpräfident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 31. Dezember 1915. 


O. P. 13089 K. 


Anbei überſende ich einen Erlaß der Herren Miniſter 
über die Erweiterung der Ziffer 17 der Staatsminiſterial⸗ 
anweiſung vom 18. Januar 1915. Im Anſchluß an meinen 
Erlaß vom 25. Februar O. P. K. 1842 Sammlung S. 31 
übertrage ich die Genehmigung zu den erwähnten Zahlungen 
den Herrn Regierungspräſidenten mit der Ermächtigung, wo es 
geboten und unbedenklich erſcheint, bis zu einer zu beſtimmen⸗ 
den Höchſtgrenze die Landräte mit der ſelbſtändigen Zahlung 
zu betrauen. In Zweifelsfällen von grundſätzlicher Be⸗ 
deutung und bei Beträgen über 30 000 AM bitte ich mir vor 
der Entſcheidung zu berichten. 


gez. von Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 


Ter Minifter des Innern. Berlin, den 16, Dezember 1915. 


M. d. J. I. e. 3663. 
M. f. H. IV. 6683. 
M. f. L. I. A. I. a. 13595. 
FM. S. J.⸗Nr. 2618. 


Zum Bericht vom 5. November 1915. 
— O. P. 10905, — 


In weiterer Ausführung des Staatsminiſterialbeſchluſſes 
vom 29. September 1914 wollen wir uns damit einverſtanden 
erklären, daß die Bezahlung von Schuldverbindlichkeiten aus 
Vorentſchädigungsmitteln gemäß Ziffer 17 der Anweiſung 
über die vorläufige Ermittlung von Kriegsſchäden und die 
Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung in den durch 
den Krieg unmittelbar berührten Landesteilen vom 18. Ja⸗ 
nuar 1915 auch zuläſſig iſt, ſoweit es ſich um Schulden 
handelt 

1. für Aufwendungen für Verkaufsvieh, die üblicherweiſe 
aus dem Verkaufserlöſe beglichen worden wären, wenn 
das Vieh nicht durch den Feindeseinbruch abhanden ge⸗ 
kommen wäre; 

2. an Hondwerker und Kleinhändler für Waren und 
Leiſtungen, die üblicherweiſe aus der Wirtſchaftsein⸗ 
nahme in der zweiten Hälfte des Jahres 1914 beglichen 
worden wären. 

Derartige Zahlungen bedürfen der Genehmigung Euerer 
Exzellenz. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: gez. Dönhoff. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
J. V.: gez. v. Falkenhauſen. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
Halle. J. V.: gez. Drews. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg. 


Anlage 32a. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 20. Juli 1915. 


O. P. 7505 K. 


Angeſichts der jetzigen militäriſchen Lage iſt hinſichtlich 
Gewährung von Vorentſchädigung zwiſchen den Grenzkreiſen 
und dem übrigen Teil der Provinz von jetzt ab kein Unter⸗ 
ſchied mehr zu machen. Insbeſondere können auch in den 
Grenzkreiſen zur Beſchaffung von Vieh und Pferden Vorent⸗ 
ſchädigungen in ſolchem Umfange gegeben werden, wie es zur 
angemeſſenen Fortführung der Wirtſchaft während des be⸗ 
gonnenen Wirtſchaftsjahres und zur Verwertung der Futter⸗ 
vorräte im Winter erforderlich iſt. In letzterer Hinſicht iſt 
aber die zu erwartende geringe Futterernte zu berückfichtigen, 
welche in der Regel die Beſchaffung des vollen Friedens⸗ 
ſatzes als wirtſchaftlich nicht geboten erſcheinen laſſen wird. 
Vorentſchädigungen ſind ferner nur inſoweit zu bewilligen, 
daß dadurch nicht infolge zu plötzlich geſteigerter Nachfrage un⸗ 
erwünſchte Preisfteigerungen eintreten. 

Wo Beſitzer in den Grenzbezirken bisher, da die Be⸗ 
ſtimmungen die Gewährung einer ausreichenden Vorent⸗ 
ſchädigung noch nicht zuließen, ſich Vieh und Pferde nachweis⸗ 
lich auf Kredit angeſchafft haben, um die Weiden zu beſetzen, 
kann ihnen auf Antrag der Betrag nachträglich als Vorent⸗ 
ſchädigung zur Abdeckung des Kredits gewährt werden. Meine 
Genehmigung iſt bei Anweiſung von Vorentſchädigung zur 
Beſchaffung von Vieh und Pferden fortab nicht mehr erforder⸗ 
lich. Nur in Zweifelsfällen und bei beabſichtigtem Ankauf 
wertvoller Zuchttiere in einem im Verhältnis zur Größe der 
Wirtſchaft erheblichen Umfange iſt mir zu berichten. 
Hinſichtlich der Bauten verbleibt es bei den bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen. Die Bautätigkeit muß ſchon mit Rückſicht auf 
die verfügbaren Materialien und Arbeitskräfte in dieſem 
Jahre auch weiterhin auf den wirtſchaftlich unbedingt not⸗ 
wendigen Umfang eingeſchränkt bleiben. Wo die alsbaldige 
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Errichtung von Gebäuden im dringenden wirtſchaftlichen 
Intereſſe liegt, und wo zu erwarten iſt, daß Baumaterialien 
und Arbeitskräfte ohne verhältnismäßige Preisſteigerung ſich 
werden beſchaffen laſſen, hat die Bewilligung der Vorent⸗ 
ſchädigungen oder in den vorgeſchriebenen Fällen die Ein⸗ 
holung meiner Zuſtimmung mit möglichſter Beſchleu⸗ 
nigung zu erfolgen. Die Bezirksarchitekten ſind, ſoweit es 
vorgeſchrieben iſt, vorher zu hören. 

Um das wirtſchaftliche Leben zu heben, iſt auch in den 
Grenzkreiſen, wo die Überlaſtung des Bureauperſonals bis⸗ 
her zur Zurückhaltung nötigte, in dem durch die Beſtimmungen 
zugelaſſenen Umfange mit der Gewährung von Vorentſchädi⸗ 
gungen zur Bezahlung von Warenſchulden vorzugehen. Die 
Beſtrebungen der örtlichen Gewerbetreibenden zur Einziehung 
ihrer Forderungen von den Kreiseingeſeſſenen ſind, ſoweit 
es nach den geltenden Beſtimmungen zuläſſig iſt, durch Ge⸗ 
währung von Vorentſchädigungen zu fördern. 


von Batocki. 


An die Herren Landräte und Regierungspräſidenten der Provinz. 


Anlage 34a. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 26. Oktober 1915. 


O. P. 10597 K. 


Abgaben⸗ und Zinſenzahlung aus der Vorentſchädigung. Erlaß 
vom 12. 3. 15. 


— 2628 K. — 


Im allgemeinen muß angenommen werden, daß die Gc- 
ſchädigten jetzt wieder in der Lage ſind, nachdem ihre Wirt⸗ 
ſchaft in Gang gebracht iſt, die Zinſen und Abgaben aus 
eigenen Mitteln zu zahlen. Das Allgemeinintereſſe erfordert 
es, daß die Bevölkerung wieder daran gewöhnt wird, ihren 
Verpflichtungen aus eigenen Mitteln nachzukommen. Die 
Mißernte des Jahres bildet für ſich keinen Grund, die 
Zahlung aus der Vorentſchädigung zu rechtfertigen. Da aber 
in vielen Fällen die durch die vorjährigen Kriegsereigniſſe ent⸗ 
ſtandene wirtſchaftliche Schwächung neben der Mißernte dieſes 
Jahres die Zahlung unmöglich macht, kann in geeigneten 
Fällen Vorentſchädigung zur Zahlung von Zinſen und Ab⸗ 
gaben weiter gewährt werden. Ob die Vorausſetzungen im 
einzelnen Falle gegeben ſind, haben die Kriegshilfsausſchüſſe 
zu prüfen. 

Ich erſuche hiernach zu verfahren und die Bevölkerung 
mit vorſtehenden Grundſätzen bekannt zu machen und ins⸗ 
beſondere dabei hervorzuheben, daß die Zinſen der Provinzial- 
hilfskaſſendarlehne pünktlich zum 1. Dezember 1915 und die 
übrigen Zinſen uſw. bei Fälligkeit entrichtet werden müſſen. 


gez. von Batocki. 


An die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter der Provinz. 


Anlage 36a. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 20. November 1915. 


O. P. 3659 I. 


In Ergänzung meines Erlaſſes vom 27. März d. J. 
O. P. 2922 K. ermächtige ich Sie auf Anordnung des Herrn 
Landwirtſchaftsminiſters, auch die von den Domänenpächtern 
geſchuldeten Pachtzinsraten inſoweit aus Vorentſchädigungs⸗ 
mitteln zu decken, als ſie ſeit dem 1. Juli 1914 fällig ge⸗ 
worden ſind. 

Die Domänenabteilungen habe ich hiervon benachrichtigt. 


J. V.: gez. v. Bülow. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz und die König⸗ 
lichen Regierungen, Abtlg. für direkte Steuern, Dömänen und 


Forſten. 


Anlage 39 J. 
Der Miniſter des Innern. Berlin, den 20. Auguſt 1915. 


M. d. J. I. e. 2036. 
M. d. ö. A. III. B. 7. 243 C. 
M. f. L. pp. I. A. I. a. 8559. 

F. M. S. J.⸗Nr. 1840. 


In weiterer Ausführung des Staatsminiſterial⸗ 
beſchluſſes vom 29. September 1914 wird zu Ziffer 19 der 
Anweiſung über die vorläufige Ermittelung von Kriegs⸗ 
ſchäden und die Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung 
in den durch den Krieg unmittelbar berührten Landesteilen 
vom 18. Januar 1915 folgendes über die Gewährung von 
Vorentſchädigungen für Brand⸗ und Trümmerſchäden be 
ſtimmt: 

1. Über die allgemeinen Vorausſetzungen, unter welchen 
Vorentſchädigungen zum Zwecke des Wiederaufbaues zer⸗ 
ſtörter oder beſchädigter Gebäude bewilligt werden 
können, entſcheidet der Oberpräſident nach Anhörung der 
Kriegshilfskommiſſion. 

2. Bei der Berechnung des Schadens iſt dem nach Ziffer 19 
Abſatz 1 und 2 der Anweiſung vom 18. Januar 1915 
ermittelten Betrage ein Zuſchlag hinzuzuſetzen, welcher 
nach dem amtlichen Gutachten eines vereidigten Sach⸗ 
verſtändigen der Steigerung der Baukoſten durch die Er⸗ 
höhung der Löhne und der Preiſe der Baumaterialien 
gegenüber den Koſten eines Neubaues oder der Wieder- 
herſtellung im Juli 1914 entſpricht. 

Dieſer Zuſchlag iſt dem Beſchädigten — vorbehaltlich 
der Anrechnung auf die endgültige Entſchädigung — 
ohne Verpflichtung zur Rückzahlung als Vorentſchädi⸗ 
gung zu bewilligen. 

3. Sofern durch baupolizeiliche Anforderungen eine Er- 
höhung der Baukoſten im Einzelfalle bedingt wird, kann 
dem Beſchädigten ein Zuſchlag bis zur Hälfte der hier⸗ 
durch entſtandenen Mehrkoſten ohne Verpflichtung der 
Rückzahlung ebenfalls als Vorentſchädigung bewilligt 
werden. 


Der Oberpräſident kann in Ausnahmefällen, in 

welchen ſonſt die Wiederinſtandſetzung als undurchführbar 
nachgewieſen wird, die Bewilligung eines höheren Zu— 
ſchlages geſtatten. 
Den Unterſchied der hiernach zwiſchen den tatſächlich er⸗ 
wachſenden Koſten für den Neubau oder die Wiederher⸗ 
ſtellung der zerſtörten oder beſchädigten Gebäude in dem 
gleichen Umfange, den ſie bei Eintritt des Schadensfalles 
hatten, und dem Betrage des unter Berückſichtigung der 
Zuſchläge nach Ziffer 2 und 3 dieſes Erlaſſes ermittelten 
Schadens verbleibt, kann der Oberpräſident dem Be⸗ 
ſchädigten als Staats darlehn bewilligen. 

Das Staatsdarlehn wird zinsfrei gewährt. Es iſt 
nach Ablauf von 5 Freijahren nach einem von dem 
Finanzminiſter allgemein feſtzuſetzenden Zeitpunkte jähr⸗ 
lich mit 3 v. H. des urſprünglichen Darlehnsbetrages in 
halbjährlichen Raten zum 1. Oktober und 1. April gu 
tilgen. 

Das Darlehn wird fällig bei einem Beſitzwechſel, 
welcher nicht durch Erbfolge oder ein dieſer wirtſchaftlich 
gleichſtehendes Rechtsgeſchäft (Altenteilsvertrag) erfolgt. 

In Ausnahmefällen kann das Darlehn dem Beſitz⸗ 
nachfolger belaſſen werden, wenn die Veräußerung wirt⸗ 
ſchaftlich gerechtfertigt iſt. Der Oberpräſident entſcheidet 
hierüber auf Antrag des Beſchädigten. Verbleibt das 
Grundſtück im Eigentum des Beſchädigten oder ſeiner 
Rechtsnachfolger durch Erbgang oder ein ein dieſem wirt⸗ 
ſchaftlich gleichſtehendes Rechtsgeſchäft, ſo wird ein 
Viertel des urſprünglichen Darlehnsbetrages nach Ah- 
lauf von fünf Jahren, ein weiteres Viertel nach Ablauf 
von zehn Jahren nach dem vom Finanzminiſter allgemein 
feſtzuſetzenden Zeitpunkte dem Beſchädigten erlaſſen. 

Vorausſetzung für die Bewilligung des Darlehns iſt 
ſeine Sicherſtellung durch Eintragung im Grundbuche und 
die Sicherung des Staats gegen die Geltendmachung von 
Anſprüchen voreingetragener Hypothekengläubiger, welche 
den Beſchädigten in dem Beſitze des Grundſtücks gefährden 
würden. Die Sicherung kann erfolgen durch Einräumung 
des Vorranges für das Staatsdarlehn, Ausſchluß der 


Kündigung voreingetragener Hypotheken und Grund- 
ſchulden auf längere Zeit, durch Zinsermäßigung und 
durch Ermäßigung unſicherer Hypothekenforderungen. 

Der Oberpräſident entſcheidet darüber, in welcher 
Weiſe die Vorausſetzung für die Sicherſtellung des Dar⸗ 
lehns zu erfüllen iſt. 

Die Darlehnshingabe iſt weiter davon abhängig, daß 
der Beſchädigte ſich den vom Oberpräſidenten zu erlaſſen⸗ 
den Vorſchriften über die Prüfung der Bauzeichnungen 
und die Überwachung der Bauleitung unterwirft. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
gez. Frhr. von Schorlemer. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
J. V.: (Unterſchrift.) 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
gez. Lentze. Sy A.: geg. Hee Mk 


Zu Anlage 391, 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 3. September 1915. 


O. P. 8789 K. 


Anbei überſende ich die zu Ziffer 19 der Staatsminiſte⸗ 
rialanweiſung vom 18. Januar d. J. ergangene Ausführungs⸗ 
anweiſung vom 20. v. M. zur gefälligen Kenntnisnahme mit 
dem Bemerken, daß nähere Ausführungsbeſtimmungen dazu 
von mir demnächſt erlaſſen werden. Etwaige Vorſchläge zu 
einzelnen Punkten, insbeſondere zu der Frage der Hypotheken⸗ 
regulierung, erſuche ich mir binnen 8 Tagen einzureichen. 
Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 

Sollten dort bereits Schadensſachen vorliegen, in denen 
der für im laufenden Jahre auszuführende Wiederaufbau 
oder für Wiederherſtellungsarbeiten nötige und ſchon alsbald 
zu bezahlende Baukoſtenbetrag den von der Feuerſozietät ab 
geſchätzten Gebäudeſchaden überſteigt und nicht auf Grund 
anderweiten Kriegsſchadens durch Vorentſchädigung gedeckt 
werden kann, ſo erſuche ich um Bericht unter Beifügung des 
Gutachtens eines Bauſachverſtändigen. Ich behalte mir vor, 
in derartigen Fällen ſchon jetzt die Auszahlung einer ent⸗ 
ſprechend höheren Vorentſchädigung zu genehmigen. 


von Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten, Landräte, Oberbürgermeiſter 
der kreisfreien Städte, Kriegshilfsausſchüſſe und Bezirksarchi⸗ 
tekten der Provinz. 


Anlage 39 d. 
; Abſchrift 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 5. Juli 1915. 


T.⸗Nr. 2095. 


Durch Staatsminiſterialerlaß vom 24. 6. 15. I. e 1901 
M. d. J. iſt die unter dem 14. 4. d. J. erteilte Ermächtigung 
zur Herſtellung von Baracken in zerſtörten Ortſchaften, im 
Regierungsbezirk Gumbinnen Koſten bis zum Höchſtbetrage 
WN oo oo 6 A, im Regierungsbezirk Allenſtein bis M 
zu Laſten des Etats der allgemeinen Finanzverwaltung zu 
übernehmen, dahin erweitert worden, daß aus der überwieſenen 
Summe im Einzelfalle Beträge bis zu 500 M ohne Anrech⸗ 
nung auf die Vorentſchädigung für die Herſtellung ſolcher 
Unterkunftsräume bewilligt werden können, die ſich unter 
Benutzung der Reſte zerſtörter Gebäude oder von Teilen der 
neuen endgültigen Bauten zweckentſprechend herſtellen laſſen. 

Ich beſtimme hierdurch, daß von dieſer Maßnahme in all 
den Fällen Gebrauch gemacht werden ſoll, in denen auf Grund 
örtlicher Prüfung durch die Bezirksarchitekten die angemeſſene 
und zweckentſprechende Verwendung ſowohl der Reſte zerſtörter 
Gebäude als auch die Möglichkeit der Wiederverwendung von 
Teilen der neuen endgültigen Bauten durch Beſcheinigung 
nachgewieſen wird. Die ſtaatlichen Bauberatungsämter ſind 
durch Vermittelung des Hauptbauberatungsamtes mit An⸗ 
weiſung verſehen, in welchen Fällen und unter welchen Um⸗ 
ſtänden ſie eine ſolche Beſcheinigung auszuſtellen haben. 

Ich bitte, die Herren Landräte entſprechend anzuweiſen 
und namentlich im Einzelfalle durch dieſelben prüfen zu 
laſſen, ob dafür, daß die zerſtörten Gebäude wieder zu Wohn⸗ 
zwecken benutzt werden können, die nach dem Erlaß vom 
es Wi. ee 182 — 
zuläſſige Entſchädigung für die entzogene Nutzung der Ge: 
bäude ganz oder teilweiſe in Wegfall zu kommen hat. 

Wieviel von der durch Erlaß vom 22. 4. 15 bewilligten 
Summe in den einzelnen Kreiſen inzwiſchen bereits für 


Barackenbauten aufgebracht ift, ift mir zu berichten. Ich nehme 
an, daß nur im beſchränkten Maße von der Ermächtigung des 
Barackenbaues Gebrauch gemacht iſt und daß daher aus den 
bewilligten Summen noch ausreichende Mittel zur Verfügung 
ſtehen, um die geplante Maßnahme — Herſtellung von Not- 
bauten — durchführen zu können. Andernfalls iſt mir zu 
berichten. Über Beihilfe für Ladenbaracken ſteht die miniſte⸗ 
rielle Entſcheidung noch aus. 


gez. von Batocki. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Gumbinnen, 
An den Herrn Regierungspräſidenten in Al lenſtein. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 21. Juli 1915. 


O. P. 7330 K. 


Durch Miniſterialerlaß vom 12. d. M. (I. e 2162 
M. d. J.) iſt genehmigt worden, daß die durch Erlaß vom 
14. 4. d. J. überwieſene Summe auch zur Errichtung von 
Ladenbaracken für Gewerbetreibende in den Grenzſtädten ver⸗ 
wendet wird. Die beteiligten Miniſter haben fic) ferner da- 
mit einverſtanden erklärt, daß die Hälfte der Baukoſten dieſer 
Baracken im Einzelfalle bis zur Höhe von 1300 / ohne Er- 
ſtattungspflicht auf die Staatskaſſe übernommen wird. 

Von dieſer Maßnahme kann nur in ſolchen Fällen Ge- 
brauch gemacht werden, in denen die heimgekehrten Gewerbe- 
treibenden zwar wohnlich notdürftig untergebracht ſind, in⸗ 
deſſen keine für den Winter benutzbaren Verkaufsräume finden 
können, ſo daß ſie mit Eintritt des Winters gezwungen ſein 
würden, ihren Betrieb überhaupt aufzugeben. 

In ſolchen Fällen können Ladenbaracken in guter Ver⸗ 
kehrslage errichtet werden. Bei einer durchſchnittlichen Größe 
von 741143 m wird der Preis fih auf höchſtens 2600 M 
belaufen. Kleinere Abmeſſungen werden nicht möglich ſein, ſo⸗ 
weit außer den Verkaufsräumen auch die Lagerräume in der 
Baracke vorhanden ſein müſſen. 

Bei Beſchaffung, Aufſtellung und Abnahme der Baracken 
bitte ich, ſich der Hilfe der Bezirksarchitekten zu bedienen. 

Damit die Baracken rechtzeitig fertiggeſtellt werden, iſt 
größte Beſchleunigung geboten. 

Die Herren Regierungspräſidenten ſind von mir er⸗ 
mächtigt, die Genehmigung im Rahmen der ihnen ſeinerzeit 
überwieſenen Mittel zu erteilen. 


gez. von Batocki. 
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Anlage 39 f. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 19. Oktober 1915. 


O. P. 10332 K. 


Durch Miniſterialerlaß vom 14. April d. J. I. e. 1033 
uſw. bin ich ermächtigt, zur Herſtellung dringend erforderlicher 
Unterkunftsräume (Baracken) in zerſtörten Ortſchaften zu 
Laſten des Etats der allgemeinen Finanzverwaltung Koſten bis 
zum Höchſtbetrage von M vorſchußweiſe zu übernehmen 
mit der Maßgabe, daß im allgemeinen ein Fünftel des Her⸗ 
ſtellungswertes auferlegt und auf die Vorentſchädigung ange⸗ 
rechnet werden ſoll. Dieſe Ermächtigung iſt durch den Miniſte⸗ 
rialerlaß vom 24. Juni d. J. I. e. 1901 uſw. dahin erweitert, 
daß aus den bereitgeſtellten Mitteln im Einzelfalle Beträge 
bis zu 500 M ohne Anrechnung auf die Vorentſchädigung für 
die Herſtellung ſolcher Unterkunftsräume bewilligt werden 
können, die ſich unter Benutzung der Reſte zerſtörter Gebäude 
oder von Teilen der neuen endgültigen Bauten zweckent⸗ 
ſprechend herſtellen laſſen. Durch den Miniſterialerlaß vom 
12. Juli d. J. I. e. 2162 uſw. iſt weiter genehmigt worden, 
daß die überwieſene Summe auch zur Errichtung von Laden- 
baracken in den Grenzſtädten verwendet und die Hälfte 
der Baukoſten dieſer Baracken im Einzelfalle bis zur Höhe von 
1300 M ohne Erſtattungspflicht auf die Staatskaſſe über- 
nommen werden. 

Die Mittel ſollten hauptſächlich für die zerſtörten Grenz⸗ 
bezirke beſtimmt ſein, ich habe ſie daher den Regierungspräſi⸗ 
denten in Gumbinnen und Allenſtein zur Verfügung geſtellt. 
Nach dem in Abſchrift beiliegenden Bericht des Landrats in 
De... erſcheint es mir indeſſen gerechtfertigt, auch für den 
Regierungsbezirk Königsberg für den in Rede ſtehenden Zweck 
eine kleine Summe bereitzuſtellen. Ich habe daher den Anteil 
des Regierungsbezirks Gumbinnen zugunſten des Regierungs⸗ 
bezirks Königsberg um 50 000 M (fünfzigtauſend M) ge- 
kürzt. Euer Hochwohlgeboren werden hiermit ermächtigt, bis 


zu dieſem Betrage nach Maßgabe der oben erwähnten drei 
Miniſterialerlaſſe, die in Abſchrift beiliegen, Zahlung zu 
leiſten. 

Unter Beifügung von Abſchriften der an die Regierungs⸗ 
präſidenten in Gumbinnen und Allenſtein gerichteten Erlaſſe 
vom 22. April d. J. O. P. 4275 K. und vom 5. Juli d. J. 

er. 2095 erſuche ich das Weitere zu veranlaſſen, auch den 
Landra n mit Beſcheid zu verſehen. 


J. V.: gez. v. Bülow. 


An den Herrn Regierungspräſidenten — hier. 


Anlage 39 g. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 14. Juli 1915. 


O. P. 7249 K. 


Erlaß vom 9. Juni 1915 — 6098 K. 
Scheunenneubauten. 


Es bedarf bei Vorentſchädigungen für Scheunenbauten 
einer beſonderen Prüfung der Größe des Wirtſchaftsbetriebes. 

Nach miniſterieller Anweiſung ſoll in dieſem Jahre der 
aus Vorentſchädigungsmitteln herzuſtellende Scheunenraum in 
der Regel nur ſo groß bemeſſen werden, daß einſchließlich der 
unbeſchädigten Scheunen der dritte Teil der geſamten normalen 
Ernte unter Dach gebracht werden kann. Der Reſt der Ernte 
muß in Berge geſetzt werden. Auf kleine Betriebe, wo der 
Bau eines Teiles des endgültig nötigen Scheunenraums un 
zweckmäßig wäre, findet dieſe Beſchränkung keine Anwendung. 

Soweit obige Vorausſetzungen vorliegen, erteile ich hier⸗ 
mit allgemein die Genehmigung zur Vorentſchädigung. Be- 
züglich der Heranziehung der Bezirksarchitekten bleibt es bei 
den beſtehenden Vorſchriften. 


von Batocki. 
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Anlage de a. 
Der Oberpräſideut 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 10. Juli 1915. 
O. P. 6568 K. 


Zum Erlaſſe vom 2. Mai 1915, 
— 5533 K. — 


Ich genehmige allgemein, und ohne daß es meiner Ge— 
nehmigung im einzelnen Falle bedarf, die Beſchaffung von 
Schafen aus den Mitteln der Vorentſchädigung, ſofern die Be— 
ſetzung der Weiden mit Weidevieh wirtſchaftlich zweckmäßig 
erſcheint. 


von Batadi. 


Anlage 47 a. 


Der Oberpräſident 
der Prorinz Oſtpreußen. Königsberg, den 27. Juli 1915. 


O. P. 7704 K. 


Als Kriegsſchaden wird u. a. der Minderertrag der dies- 
jährigen Ernte zu behandeln ſein, der dadurch hervorgerufen 
iſt, daß die Winterung infolge des feindlichen Einbruchs zu 
ſpät beſtellt werden konnte, daß Winterung überhaupt nicht 
mehr beſtellt und ſtatt deſſen Sommerung geſät werden mußte, 
daß das Pflügen zur Sommerung ſtatt ordnungsmäßig im 
Herbſt erſt im Frühjahr geſchehen konnte und daß deshalb oder 
wegen der ſpäten Freigabe der Grenzkreiſe die Sommerung 
ſpäter als normal beſtellt werden konnte. 

Die Mindererträge an Stroh müſſen geſchätzt werden, die 
an Körnern laſſen ſich durch genaue Einzelfeſtſtellungen 
einigermaßen richtig ermitteln. Ich erſuche deshalb, ſoweit in 
Ihrem Kreiſe ſolche Schäden in irgendwie erheblichem Um— 
fange in Frage kommen, Erhebungen nach folgendem Verfahren 
umgehend anzuordnen: 

Durch ſchon vorhandene oder zu bildende Kommiſſionen, 
oder einzelne beſonders zuverläſſige Perſönlichkeiten ſind in 
verſchiedenen Bezirken des Kreiſes mit verſchiedener Boden- 
beſchaffenheit Flächen der einzelnen Getreidearten auszu⸗ 
ſuchen, die ordnungsmäßig beſtellt ſind und in ihrem Stande 
dem vorausſichtlichen Durchſchnittsertrage der übrigen ord⸗ 
nungsmäßig beſtellten Flächen entſprechen. Ferner ſind in 
gleicher Weiſe Flächen zu ermitteln, bei denen die eingangs 
erwähnten Gründe eines Minderertrages vorliegen und welche 
dem durchſchnittlichen Stande der verſpätet oder ohne Herbſt⸗ 
furche beſtellten Saaten des betreffenden Bezirks entſprechen. 
Dieſe Flächen find in Größe von / ha = !/, Morgen durch 
Aufmaß feſtzuſtellen und durch Pfähle zu bezeichnen. Die 
Flächen ſind dann unter Aufſicht geeigneter Vertrauens⸗ 
perſonen (zuverläſſige Landwirte, Lehrer, Gendarme) getrennt 
zu mähen und das darauf gewachſene Getreide iſt von dem 


übrigen Getreide des Feldes erkennbar getrennt in Hoden zu 
ſetzen. An geeigneten Orten des Kreiſes find Dampfdreſch⸗ 
ſätze aufzuſtellen, welche die Beſitzer mit den nötigen Arbeitern 
oder Gefangenen gegen angemeſſene Vergütung zu den Probe- 
drüſchen hergeben. Das Getreide der Probeflächen iſt, wenn 
es druſchfähig wird, an beſtimmten, bekannt zu gebenden 
Tagen durch den Beſitzer zu dieſen Dreſchſätzen zu ſchaffen, dort, 
jede Probe geſondert, auszudreſchen und an Ort und Stelle 
zu wiegen. Ein zuverläſſiger ſchreib- und rechnengewandter 
Mann muß dieſe Arbeit überwachen und für jede Fläche Name 
und Wohnort des Beſitzers, gegebenenfalls eine nähere Begeich- 
nung des Feldes, ferner die Fruchtart und den Körnerertrag 
in eine Liſte eintragen. Mit jeder Fuhre iſt ein, von dem 
örtlichen Vertrauensmann ausgeſtellter und unterſchriebener 
Zettel mitzugeben, der die Angaben bis auf den Körnerertrag 
und außerdem einen Vermerk enthält, ob es ſich um normal 
beſtelltes Getreide handelt, oder worin die durch den Krieg 
verurſachten Mängel der Beſtellung gelegen haben. Dieſe 
Jettel ſind bei der Liſte numeriert zu verwahren. 

Soweit, was nur ausnahmsweiſe der Fall ſein wird, 
Schädigungen, infolge mangelhafter Beſtellung, beim Roggen 
vorliegen, wird es für dieſes Verfahren im allgemeinen zu 
ſpät ſein. Für die übrigen Fruchtarten kann es aber noch 
Anwendung finden. 

Die ausgewählten Flächen ſind möglichſt in Stichproben 
durch Obervertrauensmänner oder ſachkundige Mitglieder des 
Kriegshilfsausſchuſſes daraufhin zu beſichtigen, ob ſie als 
Durchſchnittsproben richtig ausgewählt ſind. Auch das ge— 
trennte Mähen, Aufſetzen, Abfahren und der Dreſchbetrieb iſt 
von dieſen Perſonen nach Möglichkeit durch Stichproben zu 
überwachen. 

Die ordnungsmäßige Durchführung dieſer Maßregel liegt 
im dringenden Intereſſe der Geſchädigten da nur auf dieſe 
Weiſe ein Beweis für das Vorliegen von Kriegsſchäden der in 
Frage ſtehenden Art erbracht werden kann. Dabei iſt es vater- 
ländiſche Pflicht, eine unberechtigte Bereicherung zum Schaden 
der Staatskaſſe durch Auswahl unrichtiger Probeſtücke oder 
ſonſtige, abſichtlich oder unabſichtlich gemachte Fehler bei der 
Durchführung des Verfahrens zu verhindern. 


Cine ent itheinaiG. inwiciveit die er- 
wähnten Schäden als Kriegsſchäden anzuer⸗ 
kennen jind, iſt noch nicht ergangen. Von der Sorg- 
falt in der Durchführung der angeordneten Maßregeln wird 
es abhängen, ob die entſcheidenden Stellen zu größerem oder 
geringerem Entgegenkommen gegen die Geſchädigten in dieſer 
Hinſicht bereit ſind. Ich darf deshalb erwarten, daß alle Be— 
teiligten ſich, trotz der Überlaſtung mit Arbeiten aller Art, auch 
dieſer Aufgabe mit Sorgfalt unterziehen werden. Den dabei 
Tätigen können angemeſſene Tagegelder, und wo es unver— 
meidlich iſt, Fuhrkoſten vergütet werden. Für das Dreſchen 
ſind angemeſſene Vergütungen zu vereinbaren. Das von jeder 
Probe erdroſchene Getreide und Stroh kann der Einliefernde 
gleich wieder mitnehmen, Säcke dazu muß er mitbringen. 
Wenn zwiſchen den einzelnen Proben die Dreſchmaſchine ein 
paar Minuten leer läuft, läßt ſich die Sichtung der einzelnen 
Erdrüſche und des darauf entfallenden Strohs durchführen. 
Ungünſtige Witterung kann Schwierigkeiten ergeben, die aber 
nach Möglichkeit überwunden werden müſſen. Um Bericht 
über die getroffenen Anordnungen erſuche ich nach 8 Tagen. 


von Batodi. 


An die Herren Landräte der Provinz. 


Anlage 47 b. 
Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 25. September 1915. 
O. P. 9750 K. 


Gleichzeitig mit der Mitteilung der Ergebniſſe der mit 
Erlaß vom 27. Juli d. J. — 7704 K. — angeordneten 
Probeerdrüſche, ſoweit dieſe noch nicht eingereicht ſind, erſuche 
ich den anliegenden Fragebogen binnen 14 Tagen ausgefüllt 
einzureichen. 

Die Anbauflächen find auf Grund des bei den Landrats⸗ 
ämtern befindlichen Materials für die Preußiſche Statiſtik, 
ſoweit möglich, einzuſetzen. 

Die Schätzungen der unbeſtellt gebliebenen, der verſpätet 
beſtellten und der vor Winter nicht gepflügten Flächen, ſowie 
der ſich daraus ergebenden Mindererträge und der Erträge bei 
ordnungsmäßiger Beſtellung ſind unter Hinzuziehung ge⸗ 
eigneter Vertrauensmänner, etwa von Mitgliedern der Kreis⸗ 
beſtellungskommiſſionen und der Ernteſchätzungskommiſſionen, 
vorzunehmen. 


von Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz, mit Ausnahme der Kreiſe 
Braunsberg, Fiſchhauſen, Heiligenbeil, Pr. Holland, Mohrungen. 


Zu Anlage 47b. 


Aufſtellung über Ernteſinchen und Mindererkräge durch Erschwerung und Verhinderung der Beitellung infolge des feindlichen Einbtuchs. 


Kreis: 
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Anlage 51 a. 


Der Minifter des Innern. Berlin, den 30. September 1915. 


V.6556TT. 


Auf Grund des Erlaſſes vom 7. Januar d. J. — 
7. 5722 — betreffend die Entſchädigung der aus den Waſſer' 

ſtraßen zwiſchen der Weichſel und der Oder ausgewieſenen 
Schiffer, konnten den in einer hilfsbedürftigen Lage befind- 
lichen Schiffern und Schifferfamilien ſeitens der Regierungs⸗ 
präſidenten aus der Staatskaſſe Vorſchüſſe auf die fpäter beim 
Reich anzufordernden Entſchädigungen für ent⸗ 
gangenen Arbeitsverdienſt bewilligt werden. 

Da die Reichsfinanzverwaltung nach einer kürzlichen Mit- 
teilung eine bindende Zuſage für die ſpätere Erſtattung dieſer 
Vorſchüſſe aus Reichsmitteln und für die Ausdehnung des ge- 
mäß $ 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes zu erlaſſenden Spezial- 
geſetzes auf derartige wirtſchaftliche Schäden nicht geben zu 
können glaubt, ſehe ich mich genötigt, anzuordnen, daß 
fortan keinerlei Vorſchüſſe auf die fraglichen Entſchädi— 
gungen mehr gezahlt und letztere den Schiffern und Schiffer⸗ 
familien gegenüber für die Zukunft auch nicht mehr in Mus- 
ſicht geſtellt werden. Erforderlichenfalls muß im Wege der 
Kriegswohlfahrtspflege geholfen werden. 

Hinſichtlich der Koſten für die Hinſchaffung der Schiffe 
nach dem Zufluchtsort und die etwa erforderliche Bewachung 
herrenloſer Kähne behält es bei dem Erlaſſe vom 7. Ja⸗ 
nuar d. J. ſein Bewenden. 

Euere Exzellenz erſuche ich ergebenſt, die unterſtellten 
Regierungspräſidenten gefälligſt alsbald mit entſprechender 
Anweiſung zu verſehen und die Höhe der Vorſchußzahlungen 
in der dortigen Provinz binnen 3 Monaten anzuzeigen. 


J. A.: (Unterſchrift.) 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg (Pr.). 


a 


Vo 


Verzeichnis der bisher begründeten „Patenſchaft“ 
der „Oſtpreußenhilfe“. 


Regierungsbezirk Königsberg. 


Kreis bzw. Stadt 


Patenſchaften 
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Pr.⸗Eylau (ländliche 
Ortſchaften) 


Domau (Stadt) 


Gerdauen (Stadt) 


Nordenburg (Stadt) 


Gerdauen (ländliche 
Ortſchaften) 


Heilsberg (ganzer 
Kreis) 


Memel (ganzer Kreis) 


Kriegshilfsverein im Großherzogtum 
Sachſen (Vorſitzender: Oberbaudirektor 
Krieſche-Weimar). 


Kriegshilfsverein Berlin » Schöneberg 
(Vorſitzender: Freiherr von Lüding- 
baufen). 


Kriegshilfsverein Berlin - Wilmersdorf 
(Vorſitzender: Freiherr von Lüding⸗ 
hauſen). 


Kriegshilfsverein Berlin - Grunewald 
(Vorſitzender: Regierungsrat a. D. Dr. 
Stadmann). 


Kriegshilfsverein im Kreiſe Teltow (Vor- 
eee Miniſterialdirektor Dr. Dön⸗ 
hoff). 


Stadt⸗ und Landkreis Düſſeldorf. 


Badiſcher Kriegshilfsverein. 


Wehlaulganzer Kreis)] Stadt: und Landkreiſe der Schwer⸗ 


induſtrie (Regierungsbezirk Düſſel⸗ 
dorf). 


Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Lid. Nr. 


Kreis bzw. Stadt 


Patenſchaften 
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Angerburg (ganzer 
Kreis) 


Darkehmen (ganzer 
Kreis) 


Goldap (Stadt⸗ und 
Kreis, jedoch ohne 
die Kirchſpiele Gr = 
Rominten und Du⸗ 
beningken) 

Kirchſpiele Gr.⸗Ro⸗ 
minten und Dube⸗ 
ningken, Kreis 
Goldap 

Gumbinnen (ganzer 
Kreis) 


Oletzko (ganzer Kreis) 


Pillkallen (Stadt und 
Kreis, jedoch ohne 
Schirwindt) 

Schirwindt 


Ragnit (ganzer Kreis) 


Stallupönen (Stadt) 


Tilſit (Landkreis) 


Stadt- und Landkreiſe des Niederrheins 
(Regierungsbezirk Düſſeldorf). 


Kriegshilfsverein Dresden und Um- 
gebung (Vorfitzender: Oberbürger⸗ 
meiſter a. D. Dr. Beutler.) 


Landesverein Braunſchweig (Vorſitzen⸗ 
der: Handelskammerpräſident, Geh. 
Kommerzienrat Schmidt. 


Kriegshilfsverein Potsdam (Vorſitzen⸗ 
der: Oberbürgermeiſter Vosberg. 


Kriegshilfsverein Berlin (Vorſitzender: 
Freiherr von Lüdinghauſen). 


Stadt: und Landkreiſe des Bergiſchen 
Landes (Regierungsbezirk Düffeldorf). 


Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Breslau (Vorſitzender: Regierungs- 
präſident Freiherr von Tſchammer). 


Kriegshilfsverein Bremen (Vorſitzender: 
Leopold O. H. Biermann). 


Oſtpreußenhilfsverein der Deutſch-Ame⸗ 
rikaner (Vorſitzender: E. Hennigſon⸗ 
New⸗York). 


Kriegshilfsverein Kaſſel wi 
Oberbürgermeiſter Koch). 


Kriegshilfsverein der eae Schleswig⸗ 
Holſtein (Vorſitzender: Oberpräſident 
von Moltke). 


Regierungsbezirk Allenftein. 


ra 


Kreis baw. Stadt Patenſchaften 
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zer Kreis) (Vorſitzender: Oberpräſident v. Hegel). 

Bialla (Stadt) Kriegshilfsverein Halle. 

Lötzen (ganzer Kreis) [Kriegshilfsverein Frankfurt a. M. mit 
Obertaunuskreis (Vorſitzender Kom- 
merzienrat Beit von Speyer). 

Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Oppeln (Vorſitzender: Regierungs⸗ 
präſident von Schwerin). 

Kriegshilfsverein Köln (Vorſitzender: 
Oberbürgermeiſter Wallraf). 

Kriegshilfsverein Charlottenburg (Vor⸗ 
ſitzender: Polizeipräſident von Hertz— 
berg). 

Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Köln (Vocſitzender: Regierungspräſi⸗ 


bo 
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4 | Lyd (ganzer Kreis) 


> | Neidenburg (Stadt) 


6 | Soldau Stadt) 


Kreis Neidenburg 
(ländliche Ort: 


~l 


1 | Sobannisburg (gan- | Kriegshilfsperein der Provinz Sachſen 


ſchaften) dent Steinmeiſter). 
8 Ortelsburg (ganzer | Kriegshilfsverein Berlin (Norſitzender: 
Kreis) Präſident von Klitzing). 


9 | Ofterode (ſüdlicher Kriegshilfsverein im Regierungsbegiri 
Teil des Kreiſes, Minden (Vorfigender: Regierungs- 
jedoch ohne Hohen- präſident von Borries). 
ſtein) 
10 Hohenſtein (Stadt) Kriegshilfsverein Leipzig (Vorſitzender: 
Reichsgerichtsrat Cranz). 

11 | Sensburg Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Arnsberg (Vorſitzender: Regierungs⸗ 
präſident von Bake). 


Zu den vorſtehend aufgeführten Vereinen wird in abſehbarer 
Zeit eine Reihe weiterer neu hinzutreten, die in der Entſtehung be— 
griffen ſind und deren Konſtituirung zum Teil unmittelbar bevorſteht. 
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